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I. 


Die  Beamten  und  die  Quellen  der  Kölner  Wohlfahrtspflege. 

Wohlfahrtspflege  würde  sich  mit  dem  heutigen  Begriff 
^olizei'  decken.  Dieser  ist  nicht  gar  zu  alt.  Um  die  Wende 
des  14.  Jahrhunderts  in  Frankreich  als  policia,  police  oder 
policite  in  der  Bedeutung  von  öffentlicher  Ordnung,  Wohlfahrt 
und  Sittlichkeit  gebraucht,1)  hat  er  in  Deutschland  in  den 
letzten  Jahrzehnten  des  15.  Jahrhunderts  zuerst  durch  die 
Landesordnungen  der  reichsständischen  Territorien,  und  in 
weiterem  Umfange  dann  durch  die  Polizeiordnungen  der 
Reichsregierung  Verbreitung  gefunden. 2) 

Das  Polizeiwesen,  d.  h.  die  öffentliche  Wohlfahrtspflege 
selbst  aber  findet  die  erste  Ausbildung  in  den  Städten  des 
Mittelalters.  Sie  sind  für  den  heutigen  Staat  Vorbild  in  der 
polizeilichen  Gesetzgebung  gewesen,  wie  ihnen  überhaupt  auf 
dem  Gebiete  der  innern  Verwaltung,  des  Militär-  und  Finanz- 
wesens, des  Beamtentums,  des  Rechtsschutzes  und  der  Bevor- 
mundung der  moderne  Staat  viel  verdankt. 3)  Fast  in  allen 
Teilen  hat  die  Geschichte  des  deutschen  Verwaltungsrechtes 
an  die  Rechtsinstitute  und  Satzungen  der  Städte  des  14.  und 
15.  Jahrhunderts  anzuknüpfen.  Der  mittelalterliche  Staat  war 
bei  der  territorialen  Zersplitterung  und  der  mangelhaften 
Organisation  zum  Teil  unfähig,  dem  öffentlichen  Wohle  seine 
Aufmerksamkeit  zu  widmen,  zum  Teil  sah  er  auch  wenig 
Veranlassung  dazu,  da  die  einzelnen  Organismen  vermöge 
der  Selbsthülfe  und  des  Selbstregimentes  alle  diese  Seite  der 


*)  Edgar  Löning,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungs- 
rechts.   1884.    S.  5. 

2)  Rieh.    Schroeder,    Deutsche    Rechtsgeschichte.  1902. 
S.  839  ff.  und  908  ff. 

3)  Fr.  v.  B e  z o  1  d,  Geschichte  der  deutschen  Reformation 

S.  26. 


Verwaltung  betreffenden  Fragen  nach  eigenem  Ermessen  zu 
ordnen  suchten. 

So  bietet  sich  uns  vor  allem  in  den  Städten  des  Mittel- 
alters ein  mit  der  Zeit  fortschreitendes,  energisches  Streben 
nach  grösserer  Vervollkommnung  der  wirtschaftlichen  und 
der  für  das  tägliche  Leben  des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit 
erforderlichen  Bedingungen.  Innerhalb  der  städtischen  King- 
mauern kann  man  das  Wachsen  und  die  inneren  Zuckungen 
eines  Staates  auf  beschränktem  Gebiete  beobachten  ;  und  in 
dieser  Sonderstellung,  ein  Staat  im  Staate,  hat  das  Bürger- 
tum des  ausgehenden  Mittelalters  die  ganze  damalige  Gesell- 
schaft in  seine  kulturellen  Fesseln  geschlagen,  den  sinkenden 
Adel  wie  die  gesunkene  Geistlichkeit:  ja,  deren  Entwertung 
zum  nicht  geringen  Teile  mitbedingt.  Und  es  vermochte  dies, 
allerdings  vornehmlich  durch  seine  materielle  Macht,  daneben 
aber  nicht  zum  geringsten  infolge  seines  konsequenten  Ab- 
schlusses im  Innern,  und  hier  wieder  vermöge  seiner  treff- 
lichen Einrichtungen  und  Regierung. 

Das  machtvolle  Hervortreten  des  städtischen  Wesens 
setzt  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
an;  denn  seit  dieser  Zeit  sehen  wir  alle  Kräfte  zu  einer  ge- 
deihlichen Weiterentwicklung  sich  vereinigen.  In  den  Zunft- 
revolutionen gewinnt  ein  Element  Teil  an  der  Regierung,  das 
bisher  vernachlässigt  oder  darniedergehalten,  nunmehr  dem 
Zeitalter  sein  charakteristisches  Gepräge  gibt. 

Wie  bereits  früher  in  den  oberdeutschen  Städten  ringt 
gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  auch  in  Köln  das  Hand- 
werk der  herrschenden  Aristokratie  den  gebührenden  Anteil 
an  der  Stadtregierung  ab,  aber  liier  ungleich  vollständiger 
und  erfolgreicher  wie  dort:  eine  gleich  radikale  Umwälzung 
wie  in  Köln  war  nirgendwo  erfolgt.  x)  Der  zur  Bekräftigung 
des  neuen  Regimentes  aufgestellte  Verbundbrief  vom  Jahre 
1396  Sept.  14. 2)   bedeutet  für  die  Kölner  Verfassung  einen 


*)  Herrn.  Keussen,  Die  Kölner  Revolution  13%.  Ihre  Be- 
gründung und  Darstellung.    1888.    S.  15. 

2)  W.  Stein,  Akten  zur  Geschichte  der  Verfassung  und  Ver- 
waltung* der  Stadt  Köln  im  14.  und  15.  Jahrhundert.  Bonn  1893. 
Bd.  I.    S.  187  ff.  Nr.  52. 
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vollkommenen  Bruch  mit  der  Vergangenheit :  Das  neue  Regi- 
ment beruht  auf  ganz  anderen  Prinzipien  wie  das  frühere.  \ 
In  dem  Rate  hatte  fortan  von  den  gestürzten  Geschlech- 
tern keines  mehr  Sitz  und  Stimme.  Die  in  den  22  Ämtern 
und  Gaffeln  vertretene  Bürgerschaft  wählte  jährlich  zweimal, 
Joh.  Baptist  —  Mittsommer  (24.  Juni)  —  und  Weihnachten, 
jeweils  die  Hälfte  des  aus  36  Mitgliedern  bestehenden  Rates 
aus  ihrer  Mitte.  Diese  ergänzten  sich  durch  Kooptation  aus 
der  Bürgerschaft  auf  eine  Gesamtheit  von  49  Herren.  Dieser 
Rat,  dessen  Mitglieder  nur  immer  je  nach  drei  Jahren  wieder- 
gewählt werden  konnten,  x)  bildete  die  oberste  Behörde  der 
Gesamt  Verwaltung.  Er  gab  kraft  seiner  autonomen  Gewalt 
die  für  den  Frieden  und  die  Wohlfahrt  der  Gemeinde  er- 
forderlichen Gesetze  und  Verordnungen  2);  wie  ihm  auch  ur- 
sprünglich selbst  die  Sorge  für  die  Aufrechterhaltung  der- 
selben oblag. 

Die  mittelalterlichen  Städte  genossen  als  befestigte  Orte, 
als  Burgen  eine  besondere  Befriedung,  die  in  dem  in 
einem  bestimmten  die  Stadt  umgebenden  Gebiete  herrschenden 
Stadtfrieden  zum  Ausdruck  kommt. 3)  Dieser  Burgfriede  oder 
Burgbann  fällt  in  Köln  mit  der  Bannmeile  zusammen  4)  und 
reicht  gemäss  eines  Privilegs  Kaiser  Friedrichs  III.  vom  Jahre 
1475  Sept.  19. 5)  bis  Godorf.6) 


*)  Verbundbrief  a.  a.  0.  S.  192  §  5. 

2)  Verbundbrief  a.  a.  0.  S.  189  §  1 ;  ausgeschieden  sind  einige 
dort  angeführte  wichtigere  Beschlüsse,  zu  denen  44  Zunftabgeord- 
nete, je  zwei  aus  jeder  Gaffel,  hinzugezogen  werden  müssen. 

3)  F.  Keutgen,  Untersuchungen  über  den  Ursprung  der 
deutschen  Stadtverfassung  1895  S.  52  ff.  S.  Rietschel,  Markt 
und  Stadt.    1897.    S.  220. 

*)  Rietschel  a.  a.  0.  S.  220  bezeugt  dies  als  eine  Eigen- 
tümlichkeit der  niederländischen  Städte. 

B)  Urkunde  im  Kölner  Stadtarchiv  Nr.  13286,  gedruckt  bei 
Lünig,  Teutsches  Reichs-Archiv  Spec.  Cont.  IV  (XIII)  S.  366—368 
vgl.  J.  Chmel,  Regesta  Friderici  III  Romanorum  imperatoris, 
1859.    S.  678  Nr.  7007. 

6)  Vgl.  dazu  Herrn.  Keussen,  Untersuchungen  zxiv  älteren 
Topographie  und  Verfassungsgeschichte  von  Köln.  Westdeutsche 
Zeitschrift.  Jahrgang  XX  S.  69. 
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Wer  diesen  Frieden  durch  irgend  einen  Verstoss  gegen 
das  Eigentum,  das  Recht  oder  die  Wohlfahrt  seines  Neben- 
menschen  brach,  verfiel  einer  je  nach  der  Schwere  des 
Bruches  bemessenen  Strafe.  Um  den  Frieden  weiter  zu  ver- 
bürgen, wurde  der  Übertreter  angehalten,  Urfehde  zu 
schwören,  d.  h.  er  musste  geloben,  sich  wegen  der  Züchtigung 
nicht  an  der  Stadt  zu  rächen  und  auf  Aufforderung  des  Rates 
sich  sogleich  wieder  dessen  gerichtlicher  Kompetenz  zur  Ver- 
fügung zu  stellen. *) 

In  Köln  beschränkten  sich  die  Strafmittel  des  Rates  im 
allgemeinen  auf  Geldbusse  oder  Vermögenskonfiskation,  Ge- 
fängnis in  den  Stadttürmen  und  Ausstellung  am  Käx  (Pranger) 
sowie  Stadtverbannung. 2) 

Die  Stadtverbannung,  die  Entfriedung  d.  h.  Versagung 
des  Stadtfriedens,  mit  dauernder  oder  zeitlicher  Wirkung  trat 
nur  in  schweren  Fällen  des  Friedensbruches  ein.  Ein  so  Ge- 
ächteter durfte  die  Bannmeile  nicht  betreten,  oder  er  lief 
Gefahr,  sofort  mit  dem  Schwerte  hingerichtet  zu  werden.  *) 

Die  Handhabung  des  Stadtfriedens,  im  engern  Sinne  die 
Aufsicht  über  die  städtischen  Polizeiverordnungen,  übte  der 
Rat  nicht  selbst  aus,  sondern  er  übertrug  sie  besonderen 
Beamten,  unter  denen  die  höchste  Polizeibehörde  die  beiden 
Gewa  1 1  r  i  ch  te  r,  ..die  eigentlichen  Polizeimeister  des  Rates  - . +N 
waren. 


')  Vgl.  die  zahlreichen  Urfehdebriefe  im  Kölner  Stadtarchiv. 
Regesten  in  den  Mitteilungen  aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln:  Hett 
12  S.  1  ff.  Heft  14  S.  1  ff.  Heft  16  S.  1  ff.  Heft  18  S.  1  ff.  Heft  19 

S.  1  ff. 

2)  S.  in  den  Eiden  der  Gewaltrichter  Stein  I  S.  247  ff.  Nr.  92 
Art.  VIII;  S.  385  ff.  Nr.  193. 

s)  Die  Vollstreckung  dieser  Strafe  stand  in  Köln  nur  dem 
erzbischöflichen  Hochgericht  zu.  Stein  I  Nr.  331  S.  694  ff.  §§  100, 
101,  104:  Statuten  von  1437  Juni  15.  Indes  haben  auch  die  Gewait- 
richter  die  besondere  Befugnis  einem  Delinquenten  eine  Hand  ab- 
hauen zu  lassen,  der  einen  andern  verwundet  hat  und  ohne  die 
hierauf  gesetzte  Busse  von  50  M.  bezahlt  zu  haben,  wieder  nach 
Köln  kommt.    Stein  I  Nr.  92  S.  248  §  6 ;  Nr.  193  S.  385  §  6. 

*)  Fr.  Lau,  Entwicklung*  der  kommunalen  Verfassung  un<i 
Verwaltung  der  Stadt  Köln  bis  zum  Jahre  1396.  Bonn  1898.  S.  114 
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Die  beiden  Richter  von  der  Gewalt  sind,  wie  ihr  Name 
andeutet,  die  Urteilsprecher  bei  Vergehen  gegen  die  Ratsver- 
ordnungen ;  denn  der  Rat  besitzt  unabhängig  von  dem  erz- 
bischöflichen Hohen-  oder  Schöffen gerichte,  eine  gewisse 
richterliche  Kompetenz.  Ursprünglich  nur  Polizeigerichtsbar- 
keit, die  mehr  die  Bedeutung  eines  schiedsrichterlichen  Sühne- 
verfahrens hat  und  das  öffentliche  Gericht  nicht  ausschliesst, 
sondern  geradezu  voraussetzt, J)  sucht  der  Rat  seine  erstarkte 
Autonomie  nunmehr  auch  auf  das  Schöffengericht  auszu- 
dehnen ;  ein  Streben,  das  durch  die  vielfachen  Unregelmässig- 
keiten in  der  Besetzung  dieses  Gerichtes,  bei  denen  der  Rat 
einzugreifen  sich  genötigt  sah,  nur  befördert  wird. 2) 

Einen  bedeutenden  Fortschritt  in  dieser  Hinsicht  be- 
zeichnet ein  dem  Rate  im  Jahre  1475  Sept.  29.  erteiltes  Pri- 
vileg Kaiser  Friedrichs  III.,  3)  das  der  Stadt  das  peinliche 
Verhör  der  von  ihr  ergriffenen  Verbrecher  vor  Auslieferung 
an  das  Hochgericht  gestattet, 4)  mit  der  Begründung,  dass 
bei  dem  früheren  Rechtsgange  viele  Verbrecher  der  gerechten 
Strafe  entgangen  wären.  Indes  wusste  das  Hochgericht  der 
Stadt  dieses  Vorrecht  für  eine  Zeit  wieder  zu  entwinden,  und 
erst  im  Jahre  1493  April  27. 5)   erstattet  es   der  Kaiser  ihr 

*)  Hegel  in  Städtechroniken  Bd.  XIV  S.  CXXXIX;  G.  v. 
Below,  Ursprung  der  deutsehen  Stadtverfassung.  1892.  S.  73. 

2)  Stein  I  Nr.  120  S.  294  (1430  Mai  16.) :  Nr.  133  S.  305  (1440 
Okt.  1.)  etc.  vgl.  auch  die  Koelhoffsche  Chronik  in  Städtechroniken 
XIV  S.  787  und  Hegel  ibid.  S.  CLXXXIV. 

3)  Urkunde  im  Kölner  Stadtarchiv  Nr.  13293;  fehlt  bei 
C  h  m  e  1 ,  Regg. 

4)  ibid.  .  .  .  , auswendig-  Greven  und  Schöffen  des  hochgerichts 
so  offt  sy  des  notdurfft  beduncket  mit  peinlicher  frag  auf  daz  höchst 
und  als  sich  geburet  ersuchen  und  alsdann  dieselben  ubeltetter  den 
gemelten  Greven  und  Schöffen  uberantwortten  mugen,  die  sy  on 
alle  furwort  und  autzug  von  ine  empfahen,  sy  für  Recht  stellen 
und  furtter  umb  solich  ir  mishanndlung  nach  des  reichs  recht  mit 
ine  gefaren  .  .  .' 

5)  Urkunde  Nr.  ?  Regg.  bei  Chmel  Nr.  8937  abgedr.  Lünig, 
Reichs-Archiv  Spec.  Cont.  IV  (XIII)  S.  369,  .  .  .  wir  aber  nachmals 
auf  ettlich  anbringen  unns  besehenen  denselben  Burgemeister  und 
rate  ernstlich  geschriben  und  geboten  haben  furter  meer  nymannd 
antzunemen  noch  zu  tragen,  sunder  gegen  denselben  vor  den  ob- 
berurten  Greven  und  Schöffen  mit  recht  zu  hanndeln,  werden 
wir  .  .  .' 


10 


nunmehr  für  ewige  Zeiten  zurück.  Die  ferneren  Schritte  der 
Schöffen  und  des  Erzbischofs  selbst  gegen  diese  Beschränkung 
ihrer  gerichtlichen  Gewalt  haben  wenig  Erfolg.1) 

Das  Ergreifen  der  Verbrecher  gehörte  schon  früher  zu 
den  Obliegenheiten  der  Gewaltrichter.  Sie  nahmen  auch  die 
Untersuchung  am  Tatorte  vor  und  pflegten  die  einzelnen 
Fälle  in  ein  besonderes  Buch  einzuzeichnen.  2) 

Es  ist  erklärlich,  dass  das  Amt  der  Gewaltrichter  bei 
den  mannigfachen,  zum  Teil  mühsamen  Verpflichtungen  kein 
sonderlich  begehrenswertes  war;  man  konnte  für  dasselbe  nur 
handfeste  Männer  berufen,  die  den  Kampf  mit  einem  rauf-  und 
rachlustigen  Verbrechertum  *)  nicht  zu  scheuen  brauchten. 
Wenn  auch  ein  mühevoller  Posten,  so  gehörte  er  doch  zu 
den  angeseheneren  Stadtämtern  und  brachte  den  Besitzern 
nicht  geringen  materiellen  Vorteil.  Ausser  einer  halbjähr- 
lichen Spende  von  Ratswein  4)  haben  sie  Anteil  an  den  ein- 
kommenden Strafgeldern. 5) 

Den  Gewaltrichtern  stehen  in  der  Ausübung  ihrer  Amts- 
pflichten die  beiden6)  Gewalt  richterboten  zur  Seite. 


1)  Urkunde  Nr.  ?  von  1509  Sept.  20.;  Nr.  ?  von  1510  Febr.  25. 

2)  Solcher  .Totenschau-Register'  oder  tTotenbücher  des  Ge- 
waltgerichts' sind  noch  zwei  Exemplare  im  Stadtarchiv  vorhanden. 
Hs.  G.  279  enthält  Aufzeichnungen  über  die  vorgefallenen  Morde 
von  1468-1481  und  Hs.  G.  280  von  1557—1728.  Das  erstere  gibt 
nur  kurze  Notizen  z.  B.:  Jd  is  doit  gesien  Johann  van  Breslawe 
geschiet  as  man  sachte  oevermitz  Johann  mit  dem  eyne  oere'  oder 
Jd  is  besien  Johann  Broilhenne  Schiffmann  doit  lygen,  geschiet 
oevermitz  Gobelle  vam  dorpemunde  ouch  Schiffmann. '  G.  280  be- 
richtet besonders  für  die  spätere  Zeit  die  einzelnen  Fälle  aus- 
führlicher. 

3)  Vgl.  z.  B.  Urfehdebriefe  im  Stadtarchiv ;  Urk.  Nr.  9859  : 
1422  Mai  18.;  Nr.  11455:  1440  März  9.;  Nr.  ?  1496  Sept.  10. 

4)  Stein  II  Nr.  168  S.  277  §  37 ;  Nr.  307  S.  474  §  17. 

6)  Stein  I  Nr.  92  S.  248  Art.  VIII  §  17;  Nr.  119  S.  294;  II 
Nr.  114  S.  178  §  10;  Nr.  174  S.  292  §  20;  Nr.  181  S.  300  §  17;  Nr. 
309  S.  488  §  20.  s.  auch  Knipping,  Die  Kölner  Stadtrechnungen 
des  Mittelalters.  Bd.  I  S.  LXXIII. 

6)  Nicht  drei,  wie  Lau,  Verfassung  S.  114  Anm.  7  als  seit 
1372  grundsätzlich  vermuten  lässt  s.  Stein  I  Nr.  107  S.  277  §  14; 
Nr.  159  S.  342  Art.  VIII  §  18;  Nr.  230  S.  429;  Stein  II  Nr.  202  S. 
322  Art.  I  §  8;  Nr.  284  S.  438  Art.  I  §  8:  Nr.  301  S.  468. 
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Ihnen  zur  Beihülfe  verpflichtet  sich  auch  der  Burggraf  auf 
dem  Franken  türme.  *)  Besonders  bei  der  Vornahme  von 
Pfändungen  soll  er  ihnen  zur  Hand  gehen. 2)  Daher  nennen 
die  Akten  in  diesen  Fällen  meist  drei  Boten.  3)  Uebrigens 
wurden  die  Gefangenen  der  Stadt  vornehmlich  im  Franken- 
turme untergebracht,  und  hier  pflegte  man  später  auch  das 
peinliche  Verhör  abzuhalten. 4) 

Um  ihren  Eifer  anzuspornen  wird  den  Gewaltrichter- 
boten Anteil  an  den  Bussgeldern  5)  zugesprochen. 6) 

Entlastet  wurden  die  Gewaltrichter  in  ihren  Verpflich- 
tungen durch  eine  Reihe  anderer  städtischen  Beamten,  so  vor 
allem  durch  die  Rentmeister,  Stimmmeister,  Wegemeister, 
Tirmmeister  und  Wachtmeister,  über  deren  Funktionen  sich 
das  Nähere  im  Verlaufe  unserer  Abhandlung  ergeben  wird. 
Die  Besetzung  der  Ämter  mit  geeigneten  Leuten  musste  der 
Rat  innerhalb  der  ersten  vierzehn  Tage  nach  seinem  Zu- 
sammentritt vornehmen.  7)  Ausserdem  bildeten  sich  im  Körper 

»)  Stein  I  Nr.  130  S.  302  §  2;    Nr.  159  S.  346  Art.  XV  §  5. 

2)  Stein  I  Nr.  70  S.  225  §  2  u.  Anm.  a;  Nr.  107  S.  274  §  2. 

s)  Stein  I  Nr.  139  S.  312  §  2 ;  Nr.  156  S.  322.  Ausserdem 
werden  noch  drei  Boten  genannt :  Stein  I  Nr.  92  S.  248  Art.  VIII 
§  18;  Nr.  193  S.  390  §  2  ;  zwei  Stellen,  die  ebenso  wie  die  von  Lau 
a.  a.  O.  S.  114  Anm.  7  angezogene  die  Gewaltrichterboten  —  zu  denen 
ja  auch  der  Burggrat*  auf  dem  Frankenturme  im  Neben amte  gehörte 
(Lau  S.  264)  —  im  allgemeinen  verpflichten.  Vgl.  besonders  noch 
in  dem  Register  der  Kleidung  etc.  der  städtischen  Beamten  1435 
Juni  22.  Stein  II  Nr.  168  S.  278  §  46:  Item  dat  man  dem  burg- 
greven  up  Franckentome  ind  den  zween  boiden  der  gweldmeistere  .  .  . 

4)  F  e  r  d.  Walte  r,  Das  alte  Erzstift  und  die  Reichsstadt  Köln. 
1866.  S.  335. 

5)  Stein  I  Nr.  193  S.  389  §  26;  Stein  II  Nr.  181  S.  300  §  17; 
Nr.  309  S.  488  §  20;  und  K  n  ipp  i  n  g,  Stadtrechnungen  I  S.  LXX1II. 
Indes  fällt  den  Gewaltrichterboten  nicht  wie  es  dort  heisst  im  allge- 
meinen die  Hälfte,  sondern  nur  ein  Drittel  der  Gelder  zu. 

6)  Die  richterliche  Kompetenz  des  Rates  kam  neben  dem  Ge- 
waltgerichte auch  in  dem  Ratsgerichte  oder,  wie  es  im  14.  Jahr- 
hundert genannt  wird,  dem  Gerichte  von  den  Gästen  hinter  der 
Tür  zum  Ausdruck.    Doch  war  dieses  vornehmlich  Handelsgericht. 

7)  S  t  e  i  n  I  Nr.  62  S.  213  §  7-8 ;  Nr.  75  S.  228.  Ausser  dem 
Bürgermeister-  und  Rentmeisteramte  durfte  kein  Amt  mit  einem 
Ratsherrn  besetzt  werden. 
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des  Rates  selbst  besondere  Kommissionen,  die  zum  Teil  regel- 
mässig, zum  Teil  nur  zeitweise  auftreten  und  oft  durch  Bürger, 
die  dem  Kate  nicht  angehören,  aber  in  den  betreffenden  An- 
gelegenheiten kompetent  sind,  verstärkt  werden.  *) 

Zur  Befolgung  seiner  Verordnungen  suchte  dann  der  Rat 
die  Bürger  selbst,  einmal  durch  Strafandrohungen  anzuhalten, 
weiterhin  bei  der  grossen  Bedeutung,  die  der  Eid  im  mittel- 
alterlichen Leben  hat,  durch  Eidesleistung  diejenigen  zu  ver- 
pflichten, die  auf  irgend  einem  Gebiete  mehr  oder  weniger 
hervortreten.  So  müssen  Wirte,  Bäcker,  Brauer,  die  Vor- 
steher der  Hospitäler,  Unterkäufer,  Apotheker  wie  fast  alle 
Gewerbetreibende  schwören,  ihren  Verpflichtungen  gebührend 
nachzukommen.  In  letzterer  Hinsicht  greift  besonders  die 
Verfassung  der  Zünfte  ein,  in  deren  Statuten  ein  Augenmerk 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  vorgesehen  ist. 

Ein  nicht  ganz  unverwerfliches  Mittel,  sich  die  Befol- 
gung seiner  Erlasse  zu  erzwingen,  bestand  darin,  dass  der 
Rat  demjenigen,  der  einen  Übertreter  meldete,  eine  Beloh- 
nung zusicherte  und  die  Person  des  Hinterbringers  geheim 
zu  halten  versprach.  2) 

Die  Polizeigesetze  sind  niedergelegt  in  den  Eidbüchern, 
die  uns  in  den  Eiden  der  einzelnen  Beamten  über  die  mit 
ihren  Ämtern  verbundenen  Gerechtsame  mannigfachen  Auf- 
schluss  geben.  Als  wichtige  Quellen  treten  ihnen  weiterhin 
die  Ratsmemorialbücher  (libri  registracionum  senatus)  sowie 
^iie  Morgensprachen  zur  Seite.  Letztere  wurden  zeitweise  der 
versammelten  Gemeinde  vorgelesen  und  enthielten  die  für 
den  Frieden  und  die  Wohlfahrt  derselben  geltenden  Beschlüsse 
des  Rates.  3) 

r)  Solche  im  15.  Jahrh.  berufene  Ratskommissionen  s.  bei 
v.  L  o  e  s  c  h,  Kölner  Zunfturkunden  I  S.  255  f. 

»)  S  t  e  i  n  I  Nr.  92  S.  248  Art  VIII  §  17  ;  Nr.  193  S.  390  §  33: 
ibid.  II  Nr.  82  S.  120  Art.  XXIII  §  16;  Nr.  174  S.  292  §  20. 

3)  Sie  liegen  gedruckt  vor  in  dem  schon  mehrfach  citierten 
Werke  von  W.  Stein.  Eine  Durchsicht  des  im  Kölner  Stadtarchiv 
ruhenden  handschriftlichen  Materials  lieferte  manches  für  unsere 
Untersuchung  Interessante,  das  Stein  übergangen  hat.  Ausserdem 
wurde  das  Urkunden-Archiv  der  Stadt  Köln  für  das  15.  Jahrhunden 
herangezogen :  für  die  spätere  Zeit  die  Sammlung  der  Ratsproto- 
kolle und  der  Ratsedikte. 
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II. 

Die  Sicherheitspolizei. 

Der  Verbundbrief  gab  dem  Rate  autonome  Gewalt  über 
die  Stadt. 

Diese  seine  Stellung  aber  verpflichtete  ihn,  der  Gemeinde 
den  Frieden,  den  äussern  wie  den  innern  Frieden» 
zu  gewährleisten;  denn  nur  unter  ihm  und  durch  ihn  konnte 
Handel  und  Wandel  gehoben  werden  und  war  ein  erträgliches 
Nebeneinanderleben  der  Bürger  möglich.  Er  hielt  Recht  und  Ge- 
setz aufrecht  und  stützte  dadurch  wieder  die  Macht  der  Obrigkeit. 

Der  Rat,  durch  die  in  den  Zünften  vertretene  Bürger- 
schaft berufen,  suchte  auch  durch  diese  vornehmlich  sein 
Regiment  zu  begründen. 

Deshalb  sollen,  im  Falle  sich  eine  Zunft  empört,  alle 
anderen  dem  Rate  beistehen,  die  abtrünnige  niederzuwerfen, l) 
wie  sie  überhaupt  bei  jedem  Auflaufe  oder  bei  Gewalttätig- 
keiten treu  zu  ihm  stehen  sollen. 2)  Überdies  unterwirft  sich 
jeder  einzelne,  der  einer  Zunft  oder  Gaffel  angehört  —  und 
dies  war  erforderlich 3)  —  der  Gerichtsbarkeit  des  Rates. 
Niemand  soll  sein  Recht  auf  eigene  Faust  suchen,  einen  Auf- 
ruhr, Streit  oder  Auflauf  erregen.4)  Verbindungen  der  Zünfte 
und  der  übrigen  Einwohner  unter  einander  unterliegen  ebenso 
wie  das  Abhalten  heimlicher  Gesellschaften  einem  strengen 
Verbote. 5) 

Diese  Autorität,  die  die  Einwohner  selbst  verbürgen, 
suchte  der  Rat  in  jeder  Weise  aufrecht  zu  erhalten.  Daher 
verpflichtete  er  die  Bürger,  alle  Verstösse  gegen  den  Verbund- 
brief, von  denen  sie  Kenntnis  haben,  anzuzeigen.6)  Den 
Uebeltäter  trifft  ewige  Verbannung  mit  Weib  und  Kind.  Der 


1)  Verbundbrief,  S  t  e  i  n  I  Nr.  52  S.  193  §  8. 

2)  ibid.  S.  194  §  9. 

s)  Innerhalb  14  Tagen  für  die  Zugezogenen,  sofern  sie  sich 
in  Köln  niederzulassen  gedachten.  Verbundbrief  a.  a.  0.  S.  196  §  13. 

4)  Verbundbrief  a.  a.  0.  S.  194  §  10 ;  S  t  e  in  II  Nr.  80  S.  99  §  2. 

6)  ibid.  S.  195  §  11:  Stein  I  Nr.  111  S.  286;  Stein  II  Nr. 
80  S.  101  §  14. 

6)  Stein  I  Nr.  111  S.  286. 
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gleichen  Strafe  verfällt  der  Mitwisser  und  derjenige,  der  die 
Sache  verschweigt.  *) 

Die  eigene  Person  schützte  der  Bat  dadurch,  dasfl  er 
verbot,  vor  ihm  mit  mehr  als  zwei  oder  drei  Personen  zu  er- 
scheinen 2)  und  gegen  Schmähungen  oder  Schmähschriften  auf 
seine  Körperschaft  und  sein  Regiment  streng  einschritt.  3) 

Weiterhin  suchte  der  Rat  den  Frieden  des  Gemein- 
wesens nach  aussen  hin  seitens  der  Bürger  zu  verbürgen. 
Er  hielt  sie  an,  sich  nicht  in  Verwicklungen  einzulassen,  die 
den  äusseren  Frieden  der  Stadt  gefährden  konnten.  Um  ein 
Eingreifen  der  Bürger  in  die  Fehden  auswärtiger  Herren,  an 
denen  der  Rat  keinen  Teil  hatte,  zu  verhüten,  kündigte  er 
denen,  die  dies  dennoch  unternahmen,  das  freie  Geleit  auf 
und  schloss  sie  vom  Aufenthalte  in  der  Stadt  aus,  solange  die 
Fehde  währte. 4) 

Desgleichen  soll  der  einzelne  nicht  auf  eigene  Faust 
ausserhalb  der  Stadt  Fehden  führen5)  oder  Leute,  die  sich 
auf  Fehdereisen  befinden,  beherbergen  6)  und  Brandscliatzungen 
sowie  Kriegsbeute  in  die  Stadt  bringen  lassen.  7>  Um  sich  in 
solchen  Fällen  straflos  zu  halten,  wandte  man  das  Mittel  an, 
zeitweise  die  Bürgerschaft  aufzusagen.  Dem  beugte  der  Rat 
vor,  indem  er  ein  solches  Vorgehen  mit  der  ausserordentlich 
hohen  Geldstrafe  von  500  M.  belegte    und  den  Übertreter 


>)  Stein  I  Nr.  83  S.  234  §  5. 

*)  Stein  U  Nr.  80  S.  102  §  20;  Nr.  214  S.  360  §  3. 

3)  Die  Beispiele  häufen  sich  besonders  in  der  unruhigen  Zeit 
nach  dem  Burgunderkriege.  Stein  II  Nr.  374  S.  536  §  5;  ibid.  I 
Nr.  248  S.  449  vom  Jahre  1477  April  16.  In  demselben  Jahre  Okt. 
23.  schwört  Erwyn  v.  Steige  Urfehde,  weil  er  einige  Bücher  up  die 
stat  vanThenen  sprechende'  hat  drucken  lassen.  In  diesen  Schriften 
nämlich  wurde  der  Rat  von  Köln  unter  dem  obigen  fingierten  Titel 
hart  mitgenommen.  Er  gelobt,  allen  Fleiss  anzuwenden,  um  die 
Bücher  aufzusammeln  und  dem  Rate  zu  überliefern.    Urk.  Nr.  13411. 

4)  Stein  I  Nr.  109  S.  285;  Nr.  145  S.  315.  Hs.  im  Kölner 
Stadtarchiv  V  125  fol.  80b  [1456  Juni  11]. 

■')  Stein  I  Nr.  331  S.  676  §  67  u.  68;  II  Nr.  214  S.  350  §  14-10. 

6)  Stein  I  Nr.  331  S.  677  §  72 ;  II  Nr.  214  S.  350  §  18. 

7)  Stein  I  Nr.  331  S.  676  §  69-70;  II  Nr.  112  S.  150,  Nr. 
214  S.  350  §  16. 
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verpflichtete,  allen  angerichteten  Schaden  wieder  gutzu- 
machen. J) 

Den  Frieden,  den  sie  für  das  ganze  Gemeinwesen  an 
sich  und  nach  aussen  hin  zu  erhalten  strebte,  gewährleistete 
die  mittelalterliche  Stadt  überhaupt  dem  einzelnen  in 
ihrem  Innern.  Sie  steht  unter  einem  immerwährenden  Frieden, 
den  jeder  teilt,  der  sie  betritt  oder  in  ihr  verweilt.2)  Dieser 
Friede  besteht  insofern  zu  Recht,  als  der  Rat  den  einzelnen 
sowie  sein  Eigentum  schützt  gegen  Angriffe  und  Überfah- 
rungen. Er  tritt  in  Wirksamkeit  insofern  es  zunächst  den 
Ratsherren  und  ihren  Boten,  dann  aber  auch  jedem  einzelnen 
Bürger  zusteht,  den  Parteien  bei  Streitigkeiten  den  Frieden 
zuzurufen.3)  Der  Bruch  dieses  gebotenen  Friedens  durch 
Worte  zieht  eine  Geldstrafe  von  10  M.,  durch  Werke  von 
100  M.  nach  sich.  Zum  Ergreifen  des  Friedensbrechers  ist 
jeder  der  Umstehenden  verpflichtet. 

Eine  Verschärfung  dieses  Friedens  gewährleistete  der 
(Hohe  Friede',  der  indes  nur  von  den  Gewaltrichtern  oder 
ihren  Boten  auf  Ersuchen  erlassen  werden  konnte.  Wer  ihn 
brach,  trat  sofort  in  Strafzustand.  Hatte  er  den  Frieden  ver- 
letzt durch  Worte,  so  verfiel  er  einer  Strafe  von  100  M.,  und 
im  Falle  er  nicht  sogleich  zahlen  konnte,  trat  Haft  ein. 4) 
Solche  Friedensgebote  pflegten  die  Gewaltrichter  in  ein  be- 
sonderes Buch  einzutragen.  6) 

Gleich  der  ganzen  Stadt  war  im  engeren  Sinne  auch 
jedes  einzelne  Haus  umfriedet.6)    Selbst  dem  Rate 


*)  S  t  e  i  n  1  Nr.  92  S.  254  Art.  XIV  §  4. 

2)  Vgl.  J.  Brucker,  Strassburger  Zunft-  und  Polizeiverord- 
nungen des  14.  und  15.  Jahrhunderts.  1889  S.  23:  zum  ersten,  als 
der  stette  Straszburg  Rechtbuch  im  Anfange  wiset,  das  ein  yegiieh 
mensche,  er  sy  fremde  oder  von  der  stat,  zu  allen  ziten  darin  fride 
habe. 

3)  Stein  I  Nr.  92  S.  248  §  7;  Nr.  193  S.  386  Art.  VIII  §  7; 
II  Nr.  80  S.  99  §  6 ;  Nr.  214  S.  351  §  20. 

4)  Stein  I  Nr.  193  S.  386  §  9 ;  Nr.  92  S.  248  Art.  VIII  §  9. 

5)  Sie  liegen  zum  Teil  noch  vor  in  Hs.  G  35—38.  Diese  4Re- 
gistra  violen tiarum  de  vulneribus  et  cultellis'  reichen  von  1411 
Februar  11.  bis  1416  Juni  22. 

6)  Stein  I  Nr.  111  S.  287;  II  Nr.  214  S.  352  §  22. 
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steht  es  nicht  zu,  ohne  zwingende  Not  ein  Haus  aufzubrechen. ') 
Jeder  ist  in  seinem  Hause  frei,  sodass  ihn  keinerlei  Strafe 
trifft,  wenn  er  einen  Einbrecher,  den  er  bei  Nacht  und  Nebel 
,myt  beslossen  doeren:  antreffen  sollte,  verwundet  oder  töt- 
schlägt. 2) 

Diesen  allgemeinen  Frieden  suchte  der  Rat  weiterhin 
durch  treffende  Verordnungen  nach  Kräften  zu 
stärken  und  zu  befestigen;  denn  neben  dem  auf- 
strebenden Bürgertum  machten  sich  Elemente  und  Bestreb- 
ungen bemerkbar,  die  in  ihren  die  Sicherheit  des  einzelnen 
wie  des  Gemeinwesens  gefährdenden  Ausartungen  einer  Ein- 
schränkung bedurften.  Die  Verordnungen  des  Rates  mehren 
sich  in  dieser  Hinsicht  mit  dem  unruhigeren,  keckeren  Leben, 
wie  es  sich,  je  näher  der  grossen  Reformation,  desto  massloser 
entwickelte. 

Die  Urfehdebriefe  liefern  ein  beredtes  Material,  dass  in 
jener  hochgehenden,  leidenschaftlichen  Zeit  eine  straffe  Polizei- 
gewalt not  tat.  Das  Laster  durchzog  alle  Schichten  der  Ge- 
sellschaft, 3)  und  man  staunt  oft  über  die  Frechheit  und  Rück- 
sichtslosigkeit, mit  der  es  aufzutreten  weiss.  4)  Es  ist  bereits 
von  Lau  auf  die  Unzulänglichkeit  der  städtischen  Polizeimacht 
hingewiesen  worden ; 5)  für  unsere  Zeit  bestätigt  sich  sein 
Urteil  nur  um  so  mehr. 

Der  konservative  Sinn  des  Rates  wagte  eben  an  den 
alten  Einrichtungen  nicht  zu  rütteln.  Man  behalf  sich  damit, 
in  dringenden  Fällen  den  Gewaltrichtern  eine  Kommission 
von  einigen  Herren  zur  Seite  zu  stellen.    So  beruft  man  um 


»)SteinINr.  335  S.  720  §  9. 

2)  S  t  e  i  n  I  Nr.  331  S.  687  §  87 ;  Nr.  335  S.  720  §  13. 

3)  Vgl.  Urk.  Nr.  12833:  1462  Juni  9.  Zwei  Mönche  in  Laien- 
kleidung mit  grossen  Dolchen  bewaffnet,  überfallen  Nachts  eine 
Frau  Mettele'de  Brackel  in  ihrem  Hause  und  berauben  sie.  1425 
September  4.  Urk.  Nr.  10192  muss  selbst  der  städtische  4trumpener' 
Urfehde  schwören,  weil  er  mit  einigen  Bürgerinnen  an  einander 
geraten  ist,  sie  schwer  misshandelt  und  verwundet  hat.  Lustige 
Musikantenstreiche ! 

4)  s.  Urk.  Nr.  ?  :  1499  Sept.  16.  und  KoelhofTsche  Chronik  in 
Städtechroniken  XIV  S.  865. 

5)  L  a  u,  Verfassung  S.  280. 
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1453  zehn  Herren,  die  den  überhand  nehmenden  Morden,  x) 
um  1464  sechs  Herren,  die  den  Diebstählen  2)  sollten  vorzu- 
beugen suchen  ;  1498  Mai  29.  wird  die  Hülfe  der  Stimmmeister 
gegen  Strassenräuber  und  Mörder  in  Anspruch  genommen. 3) 
Ausserdem  wurden  mehrmals  die  Befugnisse  der  Gewaltrichter 
gegen  Wegelagerer  und  Gewalttäter  verschärft  und  erweitert.  4) 

Um  von  vornherein  die  Gelegenheit  zu  Mord  und  blutigen 
Tätlichkeiten  abzuschneiden,  erliess  der  Rat  nachdrücklichst 
Verbote  gegen  das  Tragen  von  Waffen  (lange 
metzer,  heraxen,  pollexen,  heemer,  priele,  lange  doelle,  welsche 
doelle).  Im  allgemeinen  ist  dies  nur  den  Dienern  der  Stadt 
gestattet, 5)  doch  erleidet  die  Verordnung  auch  in  Bezug  auf 
die  Bürger  eine  Ausnahme,  die  zur  Nachtzeit  mit  einem 
brennenden  Lichte  die  Strasse  passieren.  6)  Fremde,  die  auf 
eine  Warnung  ihrer  Wirte  oder  des  Gewaltrichters  hin  die 
Waffen  nicht  ablegen,  gehen  ihres  freien  Geleites  verlustig;7) 
1467  Juni  24.  ordnet  der  Rat  sogar  an,  dass  man  Fremden 
nur  unter  der  Bedingung  das  Geleit  erteile,  dass  sie  keine 
Waffen  in  der  Stadt  tragen.  8)  Späterhin  gestattet  man  Waffen 
anzulegen,  sofern  dieselben  nicht  länger  sind  als  ein  am  Rat- 
haus aushängendes  Mass  ausweist. 9) 

Es  soll  zudem  niemand  seine  Person  hinter  einer  Maske 
zu  verbergen  suchen  und  sbestupt  off  vermumpt'  einhergehen. 
Solche  Gesellen  mögen  die  Gewaltrichter  sofort  ergreifen  und 
dem  Rate  überliefern.  10) 

*)  Stein  II  Nr.  224  S.  373. 

2)  Stein  II  Nr.  265  S.  400. 

3)  Stein  II  Nr.  494  S.  657. 

*)  Stein  I  Nr.  193  S.  391  §  38-39.  Man  sichert  dem,  der 
einen  Mörder  dem  Rate  überliefert  ein  Geschenk  von  100  M.,  der 
einen  Wegelagerer  einliefert  von  50  M.  zu.  Stein  II  Nr.  436  S.  579. 

5)  Stein  I  Nr.  193  S.  392  §  40;  II  Nr.  77  S.  91  §  2  ;  Nr.  80 
S.  100  §  10. 

6j  Stein  II  Nr.  80  S.  101  §  12;  Nr.  214  S.  346  §  5;  Nr.  402 
S.  557;  Nr.  411  S.  564.  I  Nr.  193  S.  389  §  22.  Die  gleiche  Sitte  be- 
zeugt für  Strassburg:  Brucker,  a.  a.  O.  S.  513. 

7)  Stein  I  Nr.  193  S.  392  §  41. 

8)  Stein  II  Nr.  279  S.  430. 

9)  Morgensprachen  von  1473-1543:  Hs.  V  26a  fol.  33a-35b 
aus  dem  Jahre  1495;  fol.  77a  und  noch  mehrfach  dort. 

10)  Stein  Nr.  193  S.  393  §  46;  II  Nr.  214  S.  346  §  4. 

Kemp,  Wohlfahrtspflege.  2 
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Eine  Verschärfung  der  öffentlichen  Sicherheitsmassregeln 
trat  Nachts  ein.  Nach  11  Uhr  musste  aller  Verkehr  auf 
den  Strassen  sowie  auch  in  den  Wirtschaften  ruhen.  l)  Wer 
sich  dennoch  genötigt  sah  auszugehen,  sollte  ein  Licht  bei 
sich  tragen.  2)  Trotzdem  scheinen  sich  die  Strassen  in  der 
Nacht  einer  nicht  allzu  grossen  Sicherheit  erfreut  zu  haben.  3; 
Es  kann  dies  schon  aus  dem  Grunde  kein  Wunder  nehmen, 
weil  die  mittelalterliche  Stadt  eine  Beleuchtung  zur  Nachts- 
zeit nicht  kannte.  Eine  solche  wird  nur  zeitweise  den  Bürgern 
zur  Pflicht  gemacht :  bei  Feuersgefahr  und  nächtlichen  Un- 
ruhen 4)  oder  zur  Zeit  eines  Turniers  6)  soll  jeder  ein  Licht 
aus  dem  Fenster  heraushängen.  In  letzterem  Falle  scheint 
es  zumeist  mit  Rücksicht  auf  den  durch  den  fürstlichen  Besuch 
verursachten  Menschenzulauf  geschehen  zu  sein. 6) 

Zur  Aufrechterhaltung  der  nächtlichen  Ruhe  und  Sicher- 
heit sind  die  Nachtwächter  bestellt ;  und  zwar  ist  für 
Köln  neben  der  gehenden  auch  eine  reitende  Nachtswache  zu 
belegen.  Im  allgemeinen  haben  beide  allerdings  einen  mehr 
militärischen  Charakter,  indem  ihnen  die  Aufsicht  über  das 
Gelände  am  Rhein  und  ausserhalb  der  Stadtmauer  sowie  über 
die  Mauer-  und  Turm  Wächter  zufällt. 7)  Indes  dürfte  ihr  Vor- 
kommen in  Friedenszeiten  sowohl  wie  ihr  Eingreifen  bei 
Streitigkeiten 8)  ihren  sicherheitspolizeilichen  Zweck  genugsam 
darlegen. 


>)  Stein  I  Nr.  331  S.  681  §  78 ;  II  Nr.  107  S.  147  ff.  §  4-5 
und  ibid.  Anm.  1. 

2)  Stein  I  Nr.  193  S.  388  §  18:  II  Nr.  80  S.  98  §  1  und  §  17; 
Nr.  170  S.  282  §  1,  Nr.  240  S.  345  §  1. 

8)  Stein  II  Nr.  436  S.  579. 

4)  Stein  II  Nr.  85  S.  128  §  2;  Nr.  214  S.  349  §  10;  Nr.  219 

S.  366  §  5. 

5)  Stein  II  Nr.  121  S.  210  §  2;  Nr.  201  S.  317  §  2. 

6)  vgl.  Stein  II  Nr.  121  S.  210  §  2:  so  lange  dat  herschaff 
hyebinnen  is. 

7)  Stein  II  Nr.  260  S.  395;  Nr.  275  S.  421  und  424.  S.  auch 
Eid  der  reitenden  Nachtwache,  undatiertes  Pgt.-Blatt  im  Stadt- 
archiv, nach  dem  Schriftcharakt ir  15.  Jahrhundert. 

8)  Urk.  Nr.  12081,  1448  Mai  10;  Nr.  12278,  1450  Juni  15.;  Nr. 
12722,  1459  Juli  14  und  Nr.  ?,  1497  März  2.  im  Jahre  1473  Juli 
19.  werden  sie  bei  der  Austreibung  des  Gesindels  und  der  Beauf- 
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In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  wird  der  Plan 
einer  Bürger-  oder  Schar  wache1)  in  den  einzelnen 
Stadtbezirken,  wie  sie  in  Strassburg  2)  und  Zürich  3)  seitens 
der  Zünfte  gestellt  wurde,  abgelehnt  und,  obwohl  man  in 
demselben  Jahre  noch  einmal  einem  solchen  Projekte  nahe- 
tritt,  4)  scheint  es  nicht  zur  Ausführung  gekommen  zu  sein. 
Man  liess  es  bei  der  bisherigen  Söldnerwache,  die  in  aufge- 
regten Zeiten  durch  Bürger  verstärkt  wurde,  bewenden. 

Die  gehende  Nachtwache  hatte  zwei  Versammlungsplätze, 
das  Gebürhaus  von  St.  Brigiden  am  Altenmarkt  und.  das 
Gebürhaus  von  Arsberg  auf  dem  Mühlenbach. 5)  Hier  ver- 
sammeln sich  allabendlich  24  Söldner,  die  abteilungssweise 
die  Stadt  durchziehen  je  nach  Anordnung  der  Gewaltrichter. 
Zeitweise  wird  auch  bei  einer  allgemeinen  Verstärkung  der 
Wache  der  Schützenhof  auf  dem  Neumarkte  6;  und  das  Gebür- 
haus Niederich  auf  der  Johannisstrasse  als  Sammelpunkt  der 
Wache  hinzugezogen.  7) 

Reitende  Nachtwächter  wurden  zu  Anfang  des  Jahr- 
hunderts jährlich  acht  in  Sold  und  Pflicht  genommen. 8)  Jede 
Nacht  sollten  vier  mit  ihren  eigenen  Pferden  den  Dienst  ver- 
sehen.   Aber  bereits  vom  Jahre  1424  ab  zählen  die  Sold- 


sichtigung  der  Herbergen  mit  in  Anspruch  genommen.  Stein  II 
Nr.  331  S.  499. 

1)  1467  März.    Stein  II  Nr.  275  S.  422. 

2)  Brucker,  Zunft-  und  Polizeiverordnungen  S.  427  ff. 

8)  H.  Zeller  - Werdmüller,  Die  Zürcher  Stadtbücher  des 
XIV.  und  XV.  Jahrhunderts.  1898.  Bd.  II  S.  326. 

4)  Stein  II  Nr.  281  S.  432  §  2:  1467  Nov.  16. 

5)  Stein  II  Nr.  275  S.  422  und  424 ;  Nr.  322  S.  500. 

6)  Betreffs  des  Schützenhofes,  dessen  Ankauf  von  L.  Ennen. 
Geschichte  der  Stadt  Köln  III  S.  933,  nach  Fuchs,  Topographie 
III  S.  349-351;  S.  374  irrig  ins  Jahr  1409  verlegt  wird,  stellte  mir 
Herr  Dr.  Keussen  in  Köln  gütigst  folgende  Notizen  zur  Ver- 
fügung: Schreinsbuch  der  Mittwochsrentkammer  :  1444 — 48  wird  der 
Steffens-Hof  auf  dem  Neumarkte  bei  dem  Haus  Zor  Papageyen 
und  der  Schallenhof  auf  dem  Neumarkte  mit  9  Häusern  dahinter, 
in  der  Streitzeuggasse  gelegen,  vom  Kate  erworben  und  zu  einem 
Schützenhofe  bestimmt.  Er  blieb  bis  zum  Jahre  1682  in  städtischem 
Besitz. 

7)  Stein  II  Nr.  260  S.  394;  Nr.  275  S.  422. 
-   8)  Stein  II  Nr.  116  S.  205:  1409  April  12. 
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quittungen  zwölf  Leute  auf,  die  sich  für  das  kommende  Jahr 
zur  Bewachung  der  £umbrydenden  nachtzwarde'  verpflichten.  *) 
Wie  bisher  mussten  immer  je  vier  umreiten,  sodass  der 
einzelne  jede  dritte  Nacht  an  die  Reihe  kam. 

In  bewegten  Zeiten  wird  auch  ihre  Zahl  erhöht  und  ihr 
Reglement  verschärft.  2) 

Die  Nachtwache  unterstand  den  Gewaltrichtern;3;  .sie 
wurde  seit  1392  4)  durch  Söldner  bestellt.  Ueberhaupt  hatte 
man  seit  diesem  Jahre  die  Bürgerpflicht  der  p e  rsön  liehen 
Wachtleistung  in  eine  Abgabe  umgewandelt, 
die  der  einzelne  zu  leisten  hatte.  Es  spricht  für  die  Zweck- 
mässigkeit dieser  Anordnung,  dass  der  demokratische  Rat 
sie  für  das  15.  Jahrhundert  bestehen  lässt.  Die  Tirmmeister 
sammeln  in  ihren  Bezirken  den  auf"  jedes  Haus  entlallenden 
Teil  ein.  5)  Ueber  die  Höhe  erfahren  wir  nichts,  aber  wir 
vernehmen  von  fortwährenden  Klagen,  dass  die  erhaltene 
Summe  nicht  hinreiche  und  im  Verein  damit  von  fortwähren- 
den Verbesserungsvorschlägen,  dieselbe  zu  erhöhen.6)  Befreit 
von  der  Zahlung  des  Wachtgekles  sind  nur  die  Geistlichen, 
Stifter  und  Klöster,7)  sowie  die  Studenten  der  Kölner  Hoch- 
schule.8)    Ja,   reitende   und   gehende   Nachtwächter  selbst 

»)  Urk.  Nr.  10038:  1424  Jan.  17;  Nr.  101-10:  1425  Jan.  17. 
Nr.  10347  1427  Jan.  17.  Nr.  10426  1428  Jan.  17.  Ein  Beschluss, 
der  nach  L.  Ennen,  Geschichte  III  S.  66  erst  1444  die  Zahl  der 
reitenden  Nachtwächter  auf  T2  erhöht,  ist  mir  nicht  bekannt  ge- 
worden. Tatsächlich  bestand  diese  Erhöhung-,  wie  aus  Obigem 
hervorgeht,  bereits  1424. 

2)  Stein  II  Nr.  260  S.  395  f.  §  1-5 ;  Nr.  275  S.  420  ff. 

3)  Stein  1  Nr.  193  S.  388  §  21. 

4)  Lau,  Verfassung  S.  255. 

5)  Stein  II  Nr.  243  S.  380. 

*)  Stein  II  S.  376  Aura.  1;  Nr.  255  und  256  S.  388;  S.  461 
Anm.  1.  Auch  die  Kommission  von  1481  beschäftigt  sich  in  ihren 
Reformvorschlägen  mit  dem  Wachtgekle.  Stein  I  Nr.  261  S.  472  §  20. 

7)  Stein  II  Nr.  255  S.  388;  aber  bemerke  hier  den  Ausweg, 
den  der  Rat  nimmt.  Urk.  Nr.  7502:  1406  Dez.  4:  Dem  Konvent  zu 
St.  Agatha  wird  die  Brauerlaubnis  erteilt  mit  der  Bedingung,  dass 
ihre  Brauer  und  Knechte,  obwohl  sie  in  ihren  Diensten 
sind,  der  stede  noyt  leden  mit  wachgelde  etc. 

*)  H.  Keussen,  Die  Stadt  Köln  als  Patronin  ihrer  Hoch- 
schule.   IT.  Teil  Westdeutsche  Zeitschrift  Jahrg.  X  S.  72. 
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werden,  obwohl  ihnen  der  Rat  1434  Juli  1.  Freiheit  vom 
Waehtgelde  zusagt,  1456  wieder  zur  Zahlung  desselben  ver- 
pflichtet. x) 

Charakteristisch  für  die  mittelalterliche  Polizei  in  ihrem 
Einschreiten  gegen  grössere  Volksansammlungen  und  Auf- 
läufe sind  überdies  in  manchen  Städten  die  Strassen- 
ketten.  In  Köln  kann  man  dieselben  wie  auch  in  Nürn- 
berg2) vom  14.  bis  ins  19.  Jahrhundert  verfolgen.  Es  waren 
schmiedeeiserne  Ketten,  die  an  starken  in  den  Boden  einge- 
rammten Pflöcken  oder  an  den  Häusern  befestigt  waren  und 
mit  Hülfe  von  Vorlegeschlössern  quer  über  die  Strasse  aus- 
gespannt werden  konnten.  Diese  Schlösser  sowie  deren 
Schlüssel  wurden  von  Bürgern,  die  in  der  Nähe  wohnten, 
aufbewahrt. 3)  Eine  allabendliche  Schliessung  der  Ketten 
wird  man  wohl  für  gewöhnlich  in  unserer  Zeit  nicht  an- 
nehmen dürfen.  Für  den  einzelnen  kaum  ein  Hindernis, 
sollten  sie  eben  nur  in  aufgeregter  Zeit  Massenansammlungen 
im  Innern  der  Stadt  und  das  Vorrücken  bewaffneter  Scharen 
verhindern.  4)  Als  dann  gegen  Ende  des  16.  und  in  den  auf- 
geregten Zeiten  des  17.  Jahrhunderts  der  städtische  Magistrat 
eine  ständige  Ketten  wacht  anordnete,  der  die  sog.  Ketten- 
häuschen als  Wachtlokale  dienten,  mag  man  zu  einer  dau- 
ernden Schliessung  der  Ketten  bei  Nacht  geschritten  sein.  5) 


*)  S  t  e  i  n  II  Nr.  164  S.  270. 

2)  E.  Mummen  hoff,  Die  Kettenstöcke  und  andere  Sicher- 
heitsmassnnhmen  im  alten  Nürnberg;  in:  Mitteilungen  d.  Vereins 
f.  Geschichte  d.  Stadt  Nürnberg.  Heft  XIII  1899  S.  6  ff. 

3j  S  t  e  i  n  II  Nr.  79  S.  95  teilt  ein  Verzeichnis  solcher  Bürger 
mit  von  c.  1400. 

4)  So  lässt  sich  wenigstens  nur  die  einzige  aus  dem  15.  Jahr- 
hundert mir  bekannte  Aktenstelle  Stein  II  Nr.  332  S.  501  §  17, 
die  ein  Schliessen  der  Ketten  nächtlicherweile  anbefiehlt,  deuten. 
Vgl.  auch  Kölner  Jahrbb.  in  Städtechroniken  XIII  S.  165  und  M  u  m - 
menhoff  a.  a.  0.  S.  30,  der  gegen  Hüll  mann  ein  Schliessen 
der  Ketten  für  Nürnberg  nur  bei  ganz  bestimmten  Anlässen  bezeugt. 

6)  Ennen,  Geschichte  III  S.  1050  nimmt  schon  für  das  15. 
Jahrh.  ^Häuschen'  an,  worin  die  Schlüssel  zu  der  bezüglichen  Kette 
verwahrt  wurden  und  die  wachthabenden  Bürger  verweilten'.  Ich 
finde  Ketten-  oder  Wachthänschen  zuerst  erwähnt  1638  März  19.  in 
Ratsedikte  Bd.  VI  Nr.  120  und  fortan  in  fast  sämmtlichen  Ver- 
fügungen des  Rates  die  Wacht  betreffend.    Dagegen  erwähnt  die 
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Die  Aufsicht  und  Instandhaltung  der  Ketten  war  Auf- 
gabe der  Rentmeister. *)  Sie  sollen  dieselben  alle  Halb-,  später 
alle  Vierteljahre2)  untersuchen. 

Die  eigene  Sicherheit  und  sein  Bestreben,  den  ruhigen 
Besitz  des  Einwohners  zu  erhalten,  legte  es  dem  Magistrat 
nahe,  auf  die  in  der  Stadt  ein-  und  ausgehenden  Fremden 
ein  wachsames  Auge  zu  halten.  Und  mehr  wie  je  lenkte  das 
Jahrhundert  vor  den  grossen  Umwälzungen  die  Fürsorge  des 
Rates  auf  die  Fremdenpolizei. 

Die  Bettler,  die  aus  dem  tief  darniederliegenden  Bauern- 
stande hervorgingen,  schiffbrüchige  Existenzen,  die  in  den 
Verfassungskämpfen  der  Zünfte  um  Heimat  und  Hab'-  um  - 
kommen waren,  und  jene  (Unehrlichen\  die  die  Ehrbarkeit 
der  Zünfte  aus  ihren  Reihen,  und  damit  von  einem  ehrlichen 
Erwerbe  ausschloss;  sie  alle  vermehrten  ein  unruhiges,  neu- 
erungssüchtiges Proletariat,  das  in  den  Städten  zusammen- 
strömte. Dazu  kam  die  grosse  Masse  der  Fahrenden :  fahrende 
Priester,  fahrende  Weiber,  fahrende  Schullehrer  und  Schüler 
sowie  die  Taschenspieler  und  Gaukler  —  die  Parteigänger 
des  Gaunertums,  das  damals  auch  in  der  Litteratur  seine 
früheste  Beachtung  findet.  3) 

der  vorgenannten  Verfügung  vorangehende  Wachtorduuug  für 
Kettenwacht  ibid.  Nr.  119  von  1583  August  23.  noch  keine  Ketten- 
häuschen.  Dass  in  denselben  die  Schlüssel  zu  der  bezüglichen 
Kette  verwahrt  wurden,  widerlegt,  wenigstens  für  den  Anfang  des 
Jahrb.,  das  oben  angezogene  Verzeichnis  der  Bürger  etc. 

»)  Stein  II  Nr.  168  S.  280  §  30  f.:  1451  Dez.  20.,  wo  den 
Rentmeistern  eine  Kommission  von  Ratsherreil  an  die  Seite  gestellt 
ist.  Nach  den  Listen  der  Ratsämter  im  Stadtarchiv  sind  diese 
Kettenmeister  nur  für  1452 — 1453  zu  belegen.  Das  Jahr  1455  trägt 
folgende  Einzeichnung  :  tvacat,  quia  non  debent  eligi  decetero.  sed 
reddituarii  respiciunt.'    S.  auch  folg.  Anm. 

2)  Stein  II  Nr.  219  S.  368  §  14:  1455  Dez.  24.  Rentmeister, 
Wegemeister  mit  dem  Schreiber  und  den  Werkleuten  übernehmen 
die  Aufsicht. 

3)  So  vor  allem  im  Liber  vagatorum  und  bei  Seb.  Brandt, 
Narrenschiff  Kap.  63.  Vgl.  Fr.  C  h  r.  B.  A  v  e-  L  al  1  e  m  ent,  Das 
deutsche  Gaunertum  1858  S.  165  ff.  Die  im  Texte  ausgesprochene 
Behauptung  verlangt  insofern  eine  Einschränkung,  als  Fr.  Kluge, 
Rotwelsch.  I.  1901  S.  1  ff.  einige  kleinere  vor  dem  15.  Jahrhundert 
liegende  Proben  der  Gaunersprache  aus  der  gleichzeitigen  Litte- 
ratur mitteilt. 
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Bestrebungen,  den  Strom  dieser  Müssiggänger  von  sich 
abzuwenden,  sind  in  den  mittelalterlichen  Städten  wahrzu- 
nehmen. Bereits  die  Reformation  des  Kaisers  Sigismund 
fordert  nach  italienischem  Vorbilde  die  Einführung  des  Pass- 
wesens (ain  politten).  J)  Allen  fremden  Leuten  solle  man  in 
den  Reichsstädten  einen  Bescheid  geben,  der  über  wohin  und 
woher  Auskunft  erteile  und  beim  Eintritt  in  eine  Stadt  mit 
dem  Ausweis  für  die  nächste  Station  gewechselt  werde. 

In  Nürnberg  muss  jeder  Fremde  vom  Rate  eine  Er- 
laubnis zum  Aufenthalte  in  der  Stadt  haben2)  und  in  Regens- 
burg und  Braunschweig  waren  die  Torwächter  angewiesen, 
kranke  und  verdächtige  Leute  nur  mit  Erlaubnis  in  die  Stadt 
zu  lassen. 3) 

In  Köln  liegt  die  Hauptsorge  in  der  Beaufsichtigung 
der  Fremden  den  Wirten  der  Absteigequartiere  ob.  Der  Rat 
macht  sie  für  jeden  Fremden,  den  sie  beherbergen,  verant- 
wortlich und  zieht  sie,  wenn  nötig,  für  dessen  Vergehen  zur 
Strafe.  Wie  der  Wirt  seine  Gäste  mit  den  Anordnungen  des 
Rates  bekannt  zu  machen  hat,  soll  er  sich  auch  seine  Leute 
ansehen  und  verdächtige  Personen  dem  Rate  baldigst  an- 
zeigen. 4)  Die  Wirte  sind  gehalten,  zwei  Mal  im  Jahre  die 
die  Fremdenpolizei  betreffenden  Punkte  zu  beschwören.  5J 

Daneben  dringt  der  Rat  zeitweise  ernstlich  darauf,  dass 
das  überhandnehmende  Gesindel  entweder  sich  ehrlicher 
Arbeit  befleissige  oder  die  Stadt  räume,  andernfalls  mögen 
es  die  Gewaltrichter  zu  einer  empfindlichen  Strafe  heran- 
ziehen. 6)    Einen  Hauptbestandteil  des  fahrenden  Volkes  bil- 


*)  W.  Böhm,  Friedr.  Reisers  Reformation  des  Königs  Sigis- 
mund 1876  S.  231  f. 

2)  J.  Baader,  Nürnberger  Polizeiverordnungen  aus  dem 
14.  bis  15.  Jahrhundert.  1861.  S.  57. 

3)  W.  V  arg  es,  Die  Wohlfahrtspflege  in  den  deutschen 
Städten  des  Mittelalters,  Preussische  Jahrbücher  Bd.  81,  1895  S.  273. 

4)  Stein  I  Nr.  331  S.  677  §  71;  II  Nr.  77  S.  92  §  7 ;  Nr.  80 
S.  99  §  1 ;  Nr.  170  S.  282  §  1 ;  Nr.  214  S.  350  §  17. 

5)  Stein  II  Nr.  114  S.  192  Art.  XXXIV  §  5. 

6)  Stein  I  Nr.  193  S.  393  §  45;  Nr.  331  S.  699  §  Iii;  II  Nr. 
170  S.  283  §  22 ;  Nr.  214  S.  353  §  26.  Man  soll  sie  in  die  Halseisen 
schliessen  und  mit  Ruten  aus  der  Stadt  schlagen.  Nr.  332  S.  501 
§  12  befiehlt  sogar  sofort  die  Folterbank  anzuwenden. 
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detcn  infolge  des  ausgedehnten  Handelsverkehrs  Kölns  die 
Ausländer.  Sie  haben  in  manchen  Strassennamen  ihr  An- 
denken hinterlassen. *)  Ein  besonders  unruhiges  Element 
scheinen  unter  ihnen  die  Schotten  gewesen  zu  sein.  Im  Jahre 
1486  März  8.  geht  der  Rat  energisch  gegen  sie  vor,  indem 
er  sie  auffordert,  unweigerlich  die  Stadt  zu  verlassen  und 
sich  nicht  mehr  durch  Eintritt  in  eine  Gaffel  den  Auf- 
enthalt in  derselben  zu  erzwingen.2; 

Eine  straffere  Handhabung  der  Fremdenpolizei  beob- 
achten wir  in  Kriegszeit  e  n.  Hier  war  es  geboten,  sich 
vor  einer  Schar  lästiger  Parasiten  und  unsicherer  Partei- 
gänger im  Innern  der  Stadt  zu  sichern.  Daher  begegnen  wir 
besonders  bei  Beginn  der  Burgundischen  Wirren  dem  oft  und 
nachdrücklichst  wiederholten  Befehle,  die  muylenstoessere, 
ledichgengere,  gylere,  frauwen  ind  manne,  aus  der  Stadt  zu 
treiben.  3)  Je  zwei  Schützen  sollen  an  den  fünf  offenen  Toren 
jeden  Fremden  anhalten,  seinen  Aus-  und  Eingang,  seine 
Person  sowie  seine  Herberge  anzeichnen  und  das  Verzeichnis 
jeden  Abend  den  Bezirksmeistern  übergeben.  4j  Zu  dem 
gleichen  Zwecke  sind  für  die  Fremden,  die  zu  Schiff  kommen 
oder  abfahren,  zwei  Schützen  am  Rheinufer  und  der  Wächter 
am  Bayenturm  angestellt.  5) 

Umfassendere  Sicherheitsmassregeln  bemerken  wir  noch 
bei  der  Wahl  und  dem  feierlichen  Einritte  eines  neuen  Bi- 
schofs6) und  bei  der  Abhaltung  eines  Turniers. 7)    Wegen  der 


1)  Vgl.  z.  B  :  Wahlgasse,  Alte  Wallgasse,  Schottengasse. 

2)  Stein  II  Nr.  455  S.  592.  Doch  bedeutet  im  späteren  Mit- 
telalter ^Schotte1  im  weiteren  Sinne  überhaupt  4Landfahrer'  oder 
herumziehender  Krämer',  vgl.:  S  ch  i  1 1  e  r  -  L  üb  b  e  n  ,  Mittelnieder- 
deutsches Wörterbuch  1878  Bd.  IV.  S.  126  f,  Baader  a.  a.  0.  S. 
57  Anm.  1  und  neuerdings  Falk  im  Centraiblatt  für  Bibüothek- 
wesen  XX.  Jahrg.  Heft  11  S.  528.  Schotte  =  ein  dummguter  Mensch, 
ein  armer  Kerl. 

3)  Stein  II  Nr.  315  S.  492;  Nr.  321  S.  494;  Nr.  331  S.  499; 
Nr.  332  S.  501  §  12. 

4)  Stein  II  Nr.  332  S.  500  §  5. 

5)  Stein  II  Nr.  332  S.  500  §  6. 

6)  Morgensprachen  des  15.  Jahrb.  Hs,  im  Kölner  Stadtarchiv  V. 
125  fol.  105b  von  1463  Febr.  28. 

7)  Stein  II  Nr.  121  S.  209;  Nr.  137  S.  226;  Nr.  201  S.  317. 
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Metige  des  gewappneten  Volkes,  das  sich  bei  solchen  Gelegen- 
heiten in  der  Stadt  aufhielt,  sah  sich  der  Rat  genötigt,  Gegen- 
massregeln zu  treffen,  die  indes  einen  mehr  kriegerischen 
Charakter  tragen. 

Gegenüber  der  aristokratischen  Epoche  wäre  kaum  ein 
Fortschritt  in  den  sicherheitspolizeilichen  Massnahmen,  sofern 
dieser  nicht  durch  die  kulturellen  Umstände  bedingt  war,  zu 
verzeichnen.  Allerdings  blieb  der  Rat  nach  oben  hin  durch 
die  Kompetenzen  des  Schöffengerichts  gebunden,  aber  es  ist 
das  Zeichen  der  demokratischen  Regierung,  dass  sie,  allzu 
sehr  von  der  grossen  Masse  abhängig,  nur  langsam  zu  einem 
Bruche  mit  eingewurzelten  Eigentümlichkeiten  und  Einrich- 
tungen weiterschreitet. 

Der  Bruch  muss  wieder  gewaltsam  kommen .  So  sehen  wir 
seit  dem  Burgunderkriege  bis  zur  abermaligen  Revolution  des 
Jahres  1513  Regierung  und  Volk  einander  erbittert  gegenüber- 
stehen. Auf  der  einen  Seite  masslose  Forderungen,  auf  der 
andern  Seite  ängstliches  Festhalten  am  Hergebrachten.  Uns 
aber  dürfte  hierbei  interessieren,  dass  sich  die  sicherheits- 
polizeilichen  Massregeln  des  Rates  in  solchen  Fällen  der  all- 
gemeinen Unruhe  schlecht  bewährten. 

III. 

Die  Sittenpolizei. 

Bei  der  einschneidenden  Macht  der  Kirche  im  Mittel- 
alter ist  es  erklärlich,  dass  hinsichtlich  der  Ausübung  der 
Sittenpolizei  die  städtische  Obrigkeit  lange  durch  die  Kom- 
petenz der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  beschränkt  war.  Doch 
mit  dem  Aufschwünge  der  Städte,  mit  der  Zunahme  des 
Handels  und  Wandels  in  ihren  Mauern,  konnte  es  nicht  aus- 
bleiben, dass  der  Rat  auch  auf  diesem  Gebiete  neben  der 
geistlichen  Behörde  sich  gerichtliche  Befugnisse  anzueignen 
und  somit  die  geistliche  Kompetenz  allmählich  zurückzu- 
drängen suchte.  Man  hat  mit  Recht  die  städtische  Sitten- 
polizei einen  ^usfluss  der  Verkehrspolizei'  genannt ; *)  denn 

l)  W.  V  arges,  Wohlfahrtspflege  a.  a.  0.  S.  288.  Vgl.  auch 
G.  L,  v.  Maurer,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Deutsch- 
land. Bd.  III  S.  81. 
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während  alle  schwereren  Fäileaueh  in  unserer  Zeitnocli  diegeist- 
liche  Gerichtsbarkeit  vor  ihr  Tribunal  zog,  nehmen  die  Kats- 
verordnungen  im  allgemeinen  nur  auf  den  täglichen  Verkehr 
und  Wandel  der  Bürger  unter  einander  und  mit  den  sich  in 
der  Stadt  aufhaltenden  Fremden  Bezug. 

Sie  regeln  vor  allem  das  Wirtshausleben,  das  da- 
mals in  den  Trink-  und  Zunftstuben,  den  Tavernen  und 
Kameretten  nicht  weniger  wie  heute  manche  Schattenseite 
zeitigte.  Der  Magistrat  sah  streng  auf  das  Einhalten  der 
Polizeistunde  in  diesen  Häusern.1)  Um  den  Streitigkeiten, 
die  überm  Trunk  zu  leicht  entstehen,  vorzubeugen  2),  ordnete 
er,  durch  das  Ueberhandnehmen  des  Verbrechens  gezwungen, 
zu  Beginn  des  Jahres  1486  an,  dass,  wer  eine  Mutwilligkeit 
mit  Trunkenheit  entschuldigen  wolle,  einer  nur  um  so 
schärferen  Strafe  verfalle,  3)  da  eine  solche  Entschuldigung 
mehr  beschuldige  denn  entschuldige. 

Auf  die  Tavernen  und  Kameretten,  die  Geburtsstätten 
des  Lasters,  hielt  der  Rat  ein  besonders  aufmerksames  Auge. 
1456  Jan.  16.  verbietet  er  wegen  mehrfacher  Ueberfahrungen 
den  Vorkäufern,  den  Inhabern  dieser  Spelunken,  weiterhin  noch 
Wirtschaft  abzuhalten.4)  Indes  erlaubt  er  ihnen  1486  Sept.  22. 
wieder  den  Ausschank,  wofern  sie  sich  als  biedere,  ehrliche 
und  sesshafte  Leute  ausweisen  können. 5) 

Neben  dem  Trinken  huldigte  man  in  den  Wirtsstuben 
vielfach  dem  Glücksspiele  mit  Würfeln  und  Karten.  Um 
den  unangenehmen  Folgen  dieser  Leidenschaft  vorzubeugen, 
verbot  der  Rat  jegliches  Spiel  und  verpflichtete  die  Wirte,  für 
die  Befolgung  dieses  Verbotes  Sorge  zu  tragen. 6) 

Im  allgemeinen  sind  die  Gewaltrichter  angewiesen,  jeden, 
der  ein  Spiel  (doppelschole,  spill,  heissen  steyn  off  qwack- 
brett)  in  seinem  Hause  duldet,  in  eine  Strafe  von  50  M.  und 


*)  S.  oben  S.  15.  Den  Höckern  ist  der  Bierzapf  nur  bis  9  Uhi 
gestattet.  Stein  II  Nr.  459  S.  5%:  1486  Sept.  22. 
*)  Stein  II  Nr.  411  S.  564. 
*)  Stein  II  Nr.  453  S.  591. 
4)  Stein  II  Nr.  231  S.  374. 
6)  Stein  II  Nr.  459  S.  595. 
6)  Stein  I  Nr.  193  S.  390  §  33. 
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den  Spieler  in  eine  solche  von  25  M.  zu  nehmen. J)  Fremde, 
die  von  auswärts  nach  Köln  kommen,  Herren,  Ritter,  Knechte 
und  wohlgeborene  Leute  sind  von  diesem  Verbote  ausge- 
nommen.   Sie  mögen  sich  am  Spiel  ergötzen. 

Bereits  Lau  2)  macht  es  wahrscheinlich,  dass  die  Stadt 
in  finanzieller  Notlage  eine  Spielbank  für  Fremde  konzessio- 
niert habe.  Ein  gerade  nicht  rühmenswertes  Verfahren,  dem 
durchwandernden  Manne  seinen  Pfennig  aus  der  Tasche  zu 
locken,  das  indes  in  anderen  Städten  sein  Vorbild  findet. 
Der  Name  theissen  steyn'  wird  darauf  hindeuten,  dass  ebenso 
wie  Frankfurt  a.  M.,  Mainz  und  Strassburg  3)  auch  Köln  sein 
privilegiertes  Spielhaus,  tden  heyssen  Stein'  hatte,  dessen 
Besuch  man  löblicher  Weise  dem  Bürger  verbot,  dem  Fremden 
aber  in  nicht  minder  verwerflicher  Weise  gestattete. 

Zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts,  im  August  des  Jahres 
1502,  hielt  der  Rat  auch,  um  die  städtischen  Finanzen  zu 
bessern,  nach  dem  Beispiele  anderer  Städte  ein  Lotto  ab. 
Es  war  eine  Warenlotterie,  die  Gewinne  bestanden  in  Silber- 
sachen. 4) 

Die  sittenpolizeilichen  Bestimmungen  des  Rates  hin- 
sichtlich des  Wirtshauslebens  und  des  Spiels  würden  unseren 
Anschauungen  nicht  allzu  sehr  widersprechen.  Weniger  aber 


>)  Stein  I  Nr.  193  S.  388  §  19  und  20;  II  Nr.  80  S.  100  §8  und 
9;  Nr.  214  S.  346  §  3.  Nr.  170  S.  283  §  21  ist  gegen  die  jüngste 
Unsitte  gerichtet,  auf  dem  Rheinwerfte,  am  Stadtgraben  und  auf 
dem  Domhofe  zu  würfeln,  mit  Pfennigen  Kreuz  und  Münze  zu 
werfen  und  dabei  eine  Wette  einzugehen. 

J)  Lau,  Verfassung.  Nachträge  S.  400  Nr.  19. 

3)  Stein  II  S.  100  Anm.  1 ;  G.  v.  Bei  o  w,  Das  ältere  deutsche 
Städtewesen  und  Bürgertum;  in:  Monographieen  zur  Weltgeschichte. 
Bd.  VI.  1898.  S.  99  ff.  In  Strassburg  besteht  die  Einrichtung,  dass 
auch  des  tNachrichters  Scheibe'  bezüglich  des  Glücksspiels  gefreit 
ist.  Brucker  a.  a.  O.  S.  397,  470  ff.  Aehnlich  in  Zürich  4der 
offene  Platz  vor  dem  Stock'.  Zeller -  Werdmüller,  a.  a.  O. 
II  S.  257. 

4)  Kn  i  p  p  i  n  g,  Stadtrechnungen  I  S.  LXXXII.  Es  ist  nicht, 
wie  es  dort  heisst,  das  älteste  Beispiel  eines  solchen  Glückshafens 
in  Deutschland;  1470  wird  bereits  ein  solcher  in  Augsburg,  1477 
in  Erfurt,  1487  in  Nürnberg  erwähnt.  Vgl.  G.  L.  Kriegk,  Deut- 
sches Bürgertum  im  Mittelalter.  1868.  S.  469. 
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können  wir  verstehen,  dass  die  mittelalterliche  Stadt  das 
Fluchen  und  Schwören  sowie  die  Verletzung  der  Pietät 
der  Kinder  gegenüber  ihren  Eltern1)  ihrer  gerichtlichen  Ge- 
walt mit  einer  gewissen  rigorosen  Strenge  unterzog. 

Wer  einen  ungewöhnlichen  Eid  schwört,  soll  10  11  Strafe 
zahlen  oder  einen  Tag  am  Pranger  stehen;  diese  letztere 
Strafe  ist  an  einem  Meineidigen  sofort  zu  vollziehen.2)  Auf 
den  Käx  setzen  oder  in  die  Halseisen  spannen  soll  man  auch 
denjenigen,  der  Gott,  seine  Mutter  oder  die  Heiligen  ver- 
unehrt:  8)  verschärfte  Strafe  tritt  ein,  wenn  jemand  mit 
Messern  oder  anderen  Waffen  gegen  ein  geweihtes  Bild  oder 
ein  Kruzifix  frevelt.  4) 

Bekannt  ist  der  übertriebene  Lux  u  s  und  die  V  e  r  - 
gn  üg  un  gss  u  ch  t,  die  nicht  nur  in  den  mittelalterlichen 
Patrizier-  und  vornehmen  Kreisen,  sondern  auch  unter  den 
Bürgern  in  einer  heute  kaum  noch  verständlichen  Art  und 
Weise  herrschte.  Die  Predigten  der  grossen  Sittenprediger 
geben  uns  Belege  einer  geradezu  verschwenderischen  Pracht- 
entfaltung und  eines  Ueberbietens  in  Vergnügungen  der 
mannigfachsten  Art.  Wenn  sie  auch  nach  der  Art  ihres 
Amtes  übertreiben  mögen,  vorurteilsfreiere  Zeugen  treten 
ihnen  in  den  Ratsverfügungen  bestätigend  zur  Seite. 

Wir  besitzen  ausser  den  Anweisungen  der  Gewaltrichter,5) 
aus  dem  15.  Jahrhundert  drei  Morgensprachen  des  Kölner 
Rates,  die  sich  mit  dem  Aufwände  bei  Familienfest- 
lichkeiten  beschäftigen.6)    Sie  stimmen   im  allgemeinen 

!)  Stein  II  Nr.  214  S.  358  §  B5. 
-')  Stein  II  Nr.  77  S.  91  §  3  und  4. 
3;  Stein  I  Nr.  193  S.  387  §  13. 

4)  Stein  II  Nr.  214  S.  352  §  25  und  25a.  Man  soll  den  Frevler 
an  allen  Gliedern,  mit  denen  er  die  Sünde  begangen  hat,  richten. 
Charakteristisch  schreiben  die  Strassburger  Polizeiverordnungen, 
Bruck  er  a.  a.  0.  S.  387  vor,  dass  man  einen  Gotteslästerer,  der 
seine  Busse  nicht  zahlen  könne,  im  Sommer,  wenn  die  Mücken 
gern  böses  Blut  saugen,  barfüssig  und  barhäuptig  in  die  Halseisen 
spanne,  und  im  Winter  in  die  Breusch  treiben  solle,  damit  ihm  die 
Kälte  die  böse  Hitze  des  Schwörens  verlösche. 

5)  Stein  I  Nr.  92,  S.  248  f.  §  1-10;  Nr.  193  S.  387  §  16,  S.  391  §  34. 

6)  Stein  II  Nr.  174  S.  285-202  (1439  Jan.  30);  Nr.  181  S. 
296—302  (1441  Sept.  4.  Sie  wurde  in  unveränderter  Gestalt  erneuert: 
1455  Juni  20.  und  1458  Aug.  23.);  Nr.  309  S.  485—488  (c.  1470). 
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überein,  sind  allerdings  in  dem  Punkte  verschieden,  dass  der 
Rat  im  Laufe  des  Jahrhunderts  mit  dem  steigenden  Reich- 
tume  der  Bürger,  dem  Hange  nach  Entfaltung  einer  luxuri- 
öseren Pracht  Rechnung  zu  tragen  sucht,  die  Zahl  der  Per- 
sonen und  Gerichte  sowie  den  Wert  der  Geschenke  steigert, 
andrerseits  auch  neue  Ausschreitungen  und  Eigentümlich- 
keiten der  Gesetzgebung  zu  unterwerfen  sucht. 

Man  kann  es  bei  dem  durch  die  Mangelhaftigkeit  der 
Verkehrsmittel  auf  einen  engen  Kreis  beschränkten  und  darum 
eintönigen  Leben  des  mittelalterlichen  Menschen  verstehen, 
dass  bei  jeder  Gelegenheit  ein  Anlass  zu  einer  ausgedehnten 
Feier  im  Freundes-  und  Bekanntenkreise  gesucht  wurde. 
Kindtaufen,  Hochzeiten,  erste  Messen,  Einweihungen  eines 
neuen  Hauses,  Umzug;  ja,  selbst  das  Begräbnis  des  Mitbürgers 
mussten  in  entsprechender  Weise  begangen  werden. 

Bei  einer  Kind  taufe  erlaubt  der  Rat  12  Frauen  am 
Kirchgange  teilzunehmen,  l)  und  ein  Mahl  von  6  Schüsseln  2) 
zu  geben.    Das  Geschenk  darf  1  M.  nicht  überschreiten. 

Weitgehender  beschäftigen  sich  die  Morgensprachen  mit 
den  Hochzeiten.  Es  kennzeichnet  den  Aufschwung  des 
Kölner  Bürgertums  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts,  dass  die 
Statutensammlung  von  1407  lediglich  den  Wert  des  Ge- 
schenkes bestimmt 3)  (1  rhein.  Gulden),  dagegen  die  Morgen- 
sprachen Vor-  und  Nachhochzeiten  sowie  die  verschiedenen  Arten 
der  Hochzeitsfeier  selbst  gesetzlich  festzulegen  suchen. 

Im  früheren  Mittelalter  sind  Festlichkeiten  vor  der 
eigentlichen  Hochzeit  selten,  4)  doch  macht  sich  im  15.  Jahr- 


x)  Die  Statutensammlung  von  1407  Stein  I  Nr.  92  S.  248 
§  1  hält  noch  an  der  Zahl  10  fest. 

2)  Oder  schuttelenlnde,  wie  es  in  den  Morgensprachen  §  1 
heisst:  d.  h.  von  15  —  18  Personen,  da  aus  jeder  Schüssel  2—3  Per- 
sonen assen.  Vgl.  W.  V  arges,  Die  Polizeigesetzgebung  der  Stadt 
Braunschweig  im  Mittelalter:  in  Zeitschritt  f.  deutsche  Kulturge- 
schichte N.  F.  Bd.  III  1893.  S.  209, und  AI.  Sc  h  u  1 1  z,  Deutsches  Leben 
im  XIV.  u.  XV.  Jahrh.  1892  S.  262. 

3)  Stein  1  Nr.  92  S.  248  §  2. 

4)  K.  Weinhold,  Die  deutschen  Frauen  in  dem  Mittelalter 
I  1882  S.  405  ;  V  a  r  g  e  s ,  Polizeigesetzgebung  S.  209  ;  K  r  i  e  gk, 
Deutsches  Bürgertum  N.  F.  S.  227. 
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hundert  mehrfach  in  dieser  Hinsicht  ein  Wandel  bemerkbar.1) 
Die  Kölner  Ordnungen  beziehen  sich  erst  seit  1441 2j  auf  eine 
solche  Vorfeier,  den  sog",  rysdach,  an  dem  man  das  Reis 
gibt.  3)  Zur  Teilnahme  an  dieser  Feier  sind  nur  die  nächsten 
Verwandten  berechtigt,  sie  soll  im  engsten  Familienkreise 
abgehalten  werden  und  das  Mahl  nicht  mehr  als  6  Schüsseln 
umfassen. 

Die  Feier  am  eigentlichen  Hochzeitstage  unterliegt  je 
nach  ihrer  Art  den  verschiedensten  fMnschränkungen.  Bei 
grösseren  Hochzeiten,  zu  denen  man  die  brulofftzhusere,  den 
Gürzenich,  die  Gebür-  oder  Zunfthäuser,  zu  mieten  pflegte,  4) 
bezahlte  jeder  Gast  sein  Essen  selbst.  Die  Morgensprachen 
unterscheiden  deshalb  Hochzeiten,  bei  denen  man  nebenbei 
noch  ein  Geschenk,  das  aber  den  Wert  von  1  Gulden  nicht 


J)  Varges,  a.  a.  O.  S.  222.  Vgl.  auch  in  Nürnberg  die  sog. 
lautmerung,  d.  h.  öffentliche  Bekanntmachung  der  Verlobung. 
Baader,  Polizeiordnungen  S.  71  und  Wein  hold  a.  a.  0. 

2)  Zweite  und  dritte  Morgensprache  a.  a.  0.  §  2. 

3)  Die  Sitte  an  sich  wird  wohl  älter  sein.  Eine  gütige  Mit- 
teilung des  Herrn  Prof.  Dr.  Ed.  Wiepen  in  Köln  erklärt  diesen 
Brauch  folgendermassen :  Der  Ast  oder  Zweig  war  ein  altgerma- 
nisches Rechtssymbol  beim  Kauf.  Der  Käufer  wird  durch  Ueber- 
reichung  eines  grünen  Zweiges  in  Besitz  gesetzt.  Vgl.  J  a  c. 
Grimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer.  4.  Aufl.  I  S.  180  ff.  K. 
Weinhold,  Die  deutschen  Frauen.  3.  Aufl.  1  S.  349  f.  bezeugt, 
dass  die  alten  Quellen  dies  Rechtssymbol  der  Besitzergreifung 
durch  einen  grünen  Zweig  bei  der  Vermählung  nicht  erwähnen, 
wohl  aber  eine  altfranzösische  Chanson  de  geste,  Gui  de  Nanteuil 
(ed.  P.  Meyer  26) :  Karl  der  Grosse  verlobt  dem  Hervian  die  Braut 
mit  einem  blühenden  Oelzweige.  Es  lässt  sich  ferner,  wie  Wein- 
hold zeigt,  allerdings  nicht  für  das  rechtliche  Verlöbnis,  aber  bei 
freier  Liebesvereinigung  aus  deutschen  Volksliedern  nachweisen; 
vgl.  auch  Bockel  Otto,  Deutsche  Volkslieder  aus  Oberhessen 
Nr.  68  und  die  Bemerkungen  dazu  XXV.  In  den  Stellen  bei  Stein, 
Akten  zur  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt 
Köln  II  S.  294,  297  und  485  haben  wir  nun  einen  rechtsgeschicht- 
lichen Quellenbeleg  dafür,  dass  bei  der  Hochzeit  in  Köln  im  15. 
Jahrh.  (man  das  Reis  gab'.  Der  Tag,  an  welchem  dieses  geschah, 
hiess  der  rysdach  und  ging  dem  eigentlichen  (rechten)  Bruloftstag 
voraus. 

4)  Stein  II  Nr.  482  S.  616  §  12. 
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überschreiten  darf,  überreicht  —  bei  einer  solchen  Hochzeit 
sind  50  Schüsseln  gestattet1)  —  und  sog.  myddaigsbruloffden, 
bei  denen  der  eigentümliche  Brauch  bestand,  dass  nach  dem 
Mittagessen  der  Preis  des  Gedeckes  ausgerufen  wurde.  Die 
hierdurch  erzielte  Summe  galt  als  Morgengabe.  Für  diese 
Gelegenheit  erlaubt  der  Rat  80  Schüsseln  (c.  1470:  100 
Schüsseln 2).  Gibt  man  das  Essen  nicht  um  Geld,  so  mag 
Braut  und  Bräutigam  am  Tage  der  Hochzeit  selbst  sowie 
auch  am  darauffolgenden  Tage  zusammen  zu  zwölf  Schüsseln 
laden. 3)  Nur  die  nächsten  Verwandten  dürfen  nach  dem 
Hochzeitstage  Einladungen  zu  einem  Schmause  an  das  Braut- 
paar ergehen  lassen,  4)  wie  dena  die  meisten  Bestimmungen 
der  Hochzeitsordnungen  auf  die  nächsten  Angehörigen  (aench- 
herre,  aenchvrauwe,  vader  ind  moder  ind  yre  sustere  ind 
broedere  ind  auch  der  bruyt  ind  brudegoms  sustere  ind 
broedere)  keine  Anwendung  finden. 

Die  Zahl  der  Spielleute,  die  vor  der  Braut  her 
in  die  Kirche  zogen,  soll  vier  nicht  überschreiten.  Es  sollen 
speellude  myt  seyden  (Saitenspiel)  keine  Pfeifer5)  sein. 
Abends  zum  Tanze  mögen  Pfeifer  aufspielen.  6)  Der  Rat  sah 
sich  bald  nach  1439  genötigt,  eine  besondere  Ordinancie  über 
die  Spielleute  bei  Hochzeiten  zu  erlassen, 7)  die  in  den  Mor- 
gensprachen fernerhio  auch  Berücksichtigung  findet.  Sie 
setzt  den  Lohn  jedes  einzelnen  Musikanten  auf  2  M.  fest  und 
die  Besoldung  des  gesamten  Tanzorchesters  der  Pfeifer  auf 
20  M.  für  die  ganze  Dauer  der  Hochzeit. 

Bei  geistlichen  Hochzeiten  (Kyntindoin)  und 
ersten  Messen  soll  man  nicht  über  2  M.  opfern,8)  und  die 


J)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  2. 
2)  ibid.  §  3. 
s)  ibid.  §  5. 

4)  ibid  §  6. 

5)  geyne  pyffer  mit  pyffen,  fleuten  noch  bongen,  wie  die 
Morgensprache  c.  1470  §  4  spezialisiert. 

6)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  5. 
')  Stein  I  Nr.  178  S.  294. 

8)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  7.  Bezeichnend  für  den  Kampf 
des  Rates  gegen  das  Ansammeln  des  Reichtums  in  der  toten  Hand, 
erniedrigt  die  Morgensprache  c.  1470  die  Summe  auf  1  M. 
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Unsitte,  beim  Beziehen  eines  neuen  Hauses  oder  beim  Ver- 
ändern der  Wohnung  Gastereien  abzuhalten  und  Geschenke 
zu  machen,  beschränkt  der  Rat  dahin,  dass  er  nur  den  nächsten 
Verwandten  erlaubt,  solche  Geschenke  zu  geben.  *) 

Audi  die  verschiedenen  Trauerfeierlichkeiten 
sucht  der  Rat  einzuschränken.  Zu  dem  Pässen  am  Begräbnis- 
tage gestattet  er  nur  12  Schüsseln,  ebenso  ist  es  beim  Jahr- 
gedächtnis fjairgetzydt)  zu  halten.  2)  In  Bezug  auf  die  kirch- 
lichen Feierlichkeiten  am  Siebenten,  Dreissigsten  3)  and  Jahres- 
tage (sevent,  mayntdrissich,  jairgetzydt)  empfiehlt  der  Rat, 
die  beiden  ersteren  auf  den  Tag  des  Begängnisses  selbst  zu 
verlegen  und  es  dabei  bewenden  zu  lassen,  höchstens  mag 
man  die  Trauerwoche  (dat  sevende  uyssj  mit  drei  anderen 
Personen  und  dem  Gesinde  halten.  Dieser  Trauerakt  scheint 
darin  bestanden  zu  haben,  dass  die  Hinterbliebenen  Tag 
um  Tag  zum  Grabe  pilgerten  und  nachher  bei  Essen  und 
Trinken  nachtrauerten.  Den  Jahrestag  mag  man  ebenso  wie 
den  Tag  des  Begängnisses  selbst  begehen. 

Das  Schmücken  der  Gräber  mit  Grabdecken  und 
Kerzen  ist  nur  am  Allerheiligen-  und  Allerseelentage  sowie 
am  Tage  des  Jahrgedächtnisses  gestattet,  4)  Vom  Todes-  bis 
zum  Begräbnistage  soll  man  ein  Traueressen  nur  im  Familien- 
kreise aber  bei  nicht  mehr  als  4  Schüsseln  halten.5) 

Gegen  den  äussern  Pomp  richten  sich  die  Verfügungen, 
beim  Begräbnisse  nur  4  Kerzen  vor  der  Leiche  zu  tragen  und 
bei  den  Totenmessen  das  Gebähre  nicht  mit  gedrehteu  Kerzen 
(tortysen)  zu  schmücken,  sowie  das  Tragen  von  Trauer- 
kleidern auf  die  nächsten  Verwandten  zu  beschränken.  Doch 


»)  ibid.  §  8. 

s)  ibid.  §  10.  Die  Statutensammlung  Stein  f.  S.  249  §  7  hat  6 
Schüsseln. 

s)  Ueber  die  Bedeutung  des  Dreissigsten  in  allgemein  kultu- 
reller und  rechtlicher  Beziehung  handelt  H.  Homeyer,  in  Ab- 
handlungen der  Königlichen  Akademie  der  Wissenschaften  zu 
Berlin  1864.    Philologische  u.  histor.  Abhandlungen  S.  87  ff. 

4)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  12.  Statutensammlung,  a.  a. 
O.  §  4. 

6)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  14. 


sind  von  diesen  letzteren  Bestimmungen  ritterliche  Familien 
ausgeschlossen.  *) 

Für  alle  Fälle  gebietet  der  Rat,  um  grösseren  Aufwand 
zu  verhüten,  bei  demselben  Mahle  nicht  Fisch  und  Fleisch  zu- 
sammenzugeben. Man  soll  sich  dabei  nach  der  Zeit  richten, 
an  Fasttagen  nur  Fisch  und  an  allen  anderen  Tagen  Fleisch 
geben2);  zudem  soll  die  Mahlzeit  nicht  mehr  als  zwei  tdubel 
voechliche  genge  ind  gerychte'  umfaßen.3) 

Der  Rat  dringt  unnachsichtlich  auf  die  Befolgung  dieser 
Verordnungen.  Damit  sich  jeder  in  kommenden  Fällen  zu 
richten  weiss,  hängt  eine  Tafel  mit  den  einzelnen  Punkten 
auf  dem  Rathause  aus.4) 

Ausserdem  scheinen  diese  Gesetze  eine  nicht  geringe 
Einnahmequelle  gewesen  zu  sein  ;  denn  im  Jahre  1441  Sept  4. 
werden  den  Gewaltrichtern  zur  Handhabung  derselben  zwei 
Ratsherren  beigeordnet,  von  denen  halbjährlich  einer  beim 
Eingange  des  neuen  Rates  ausscheidet.5)  Ihre  Hauptaufgabe 
ist  das  Einfordern  der  Strafgelder.  Wie  den  Gewaltrichtern 
wird  auch  ihnen  anempfohlen,  über  diese  Buch  zu  führen  und 
alle  Vierteljahr  dem  Rate  sowie  den  Beisitzern  auf  der  Mitt- 
wochsrentkammer Rechenschaft  abzulegen.6)  Ein  Drittel  der 
Bussgelder  fällt  ihnen  zu. 

Eine  nicht  unbedenkliche  Seite  zeitigte  der  Luxus  in  der 
unsinnigen7)  und  zum  Teil  schamlosen  Kleidertracht  des 
15.  Jahrhunderts.  Wir  besitzen  hierüber  verhältnissmässig  nur 
wenige  Verordnungen  des  Kölner  Rates. 

Bereits  in  den  Morgensprachen  über  den  Aufwand  bei 
Familienfesten 8)  erhöht  der  Rat  die  auf  das  Tragen  von 


1)  ibid.  §  13,  15  und  16. 

2)  ibid.  §  9. 

3)  ibid.  §  11. 

4)  Stein  II.  Nr.  80  S.  101  §  15  vgl.  ferner  in  den  Einleitungen 
zu  den  einzelnen  Morgensprachen. 

5)  Stein  I.  Nr.  135  S.  307. 

6)  Stein  II.  Nr.  385  S.  544. 

7)  Einen  interessanten  Beleg  hierfür  gibt  Butzbach  aus  seiner 
Zeit  als  Schneiderlehrling  in  Aschaffenburg.  Becker,  Chronica 
eines  fahrenden  Schülers  oder  Wanderbüchlein  des  Joh.  Butzbach, 
1879.    S.  121. 

8)  Morgensprachen  a.  a.  0.  §  17. 

Kemp,  Wohlfahrtspflege.  3 
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Schleppen  gelegte  Strafe  von  6  Gulden  (1439)  auf  40  Mk. 
(1441  und  e.  1470).  In  der  letzten  Morgensprache  setzt  er  fest, 
dass  die  Kleider  nicht  über  (eyn  vierdell  van  der  Brabantscher 
elen'  nachschleifen  sollen. 

Im  Jahre  1476  Juli  19.  erlässt  dann  der  Rat,  durch  die 
übertriebene  Hoffart  in  seinem  frommen  Sinne  berührt,  eine 
Morgensprache  über  Kleidertrachten.1)  Sie  verbietet  allen 
Bürgern  das  Tragen  von  mit  Perlen,  Gold  oder  Silber  be- 
setzten Kleidern  und  geht  insbesondere  gegen  die  schamlose 
Kürze  und  die  weiten  Ausschnitte  der  Männer-  und  Frauen - 
kleidung  vor.2)  Eine  weitere  Ordinancie,  die  der  Rat  am 
Schlüsse  der  Morgensprache  in  Aussicht  stellt,  sofern  diesem 
Aergernisse  nicht  gesteuert  werde,  scheint  nicht  erfolgt  zu  sein. 

Indess  liegt  aus  früherer  Zeit,  vom  Jahre  1458  Aug.  14., 
ein  Ratsbeschluss  3)  vor,  der  einen  Punkt  der  obigen  Morgen- 
sprache (§  2)  einschärft.  Es  soll  nämlich  kein  Ratsherr  im 
Rate  erscheinen,  oder  zu  Gericht  sitzen  mit  einem  Kleide,  das 
nicht  mindestens  bis  auf  die  Kniee  geht  oder  einer  4heuke'  — 
eines  mantelartigen  Ueberwurfes4 ) — ,  die  höher  als  eine  Hand- 
breit über  dem  Kniee  abschliesst.  Im  Jahre  1471  Juli  17.  setzt 
der  Rat  eine  Schickung  von  sieben  Herren  ein,  die  Schneider, 
Schuster  und  Holzschuhmacher  vorladen  und  ihnen  anempfehlen 
sollen,  die  Kleidungsstücke  nach  Gebühr  anzufertigen  und 
besonders  das  Gebot  betreffs  der  kurzen  Männerkleidung  zu 
beachten.5) 


»)  Stein  II  Nr.  392  S.  551. 

2)  Es  sind  das  vor  allem  die  Rücke  und  Mäntel  der  Männer, 
die  auch  der  Strassburger  Rat  1493  Juli  5.  verbietet,  die  oben  ausge- 
schnitten sind  bis  auf  die  Schultern,  oder  unten  so  kurz,  dass  sie 
vorn  und  hinten  die  .schame  nit  bedecken'  vgl.  Brücke  r,  Strass- 
burger Zunft-  und  Polizeiverordnungen  S.  293. 

8)  Stein  I  Nr.  187  S.  381. 

4)  Er  war  oft  mit  einer  Kapuze  versehen,  und  wurde,  der 
französischen  Tracht  des  14.  Jahrhunderts  entstammend,  über  die 
Niederlande  nach  Nieder-  und  Mitteldeutschland  eingeführt,  ^euke' 
bezeichnet  nicht  eine  blosse  Kapuze,  wie  Stein,  Bd.  II  Sachreg. 
S.  744  und  Blumschein,  Buch  Weinsberg  Bd.  IV  S.  277  angibt 
vgl.  K.  Stall  aert,  Glossarium  Bd.  I  1890.  S.  625  und  neuerdings 
M.  Heyne,  Körperpflege  u.  Kleidung'  bei  den  Deutschen  1903.  S.292 

ß)  v.  Lösch,  Zunfturkunden  Bd.  II  Nr.  624  S.  394. 
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Der  Hang  des  Mittelalters  nach  dem  Phantastischen, 
Farbenfrohen  und  Ausgelassenen  findet  seinen  charakteristisch- 
sten Ausdruck  in  dem  aus  dem  Heidentume  ins  Christliche 
übertragenen  Fastnachtstreiben.  Es  kehrt  unter  den 
verschiedensten  Namen  und  Gebräuchen  in  Deutschland  wie- 
der, so  in  Norddeutschland  das  Scliauteufel-  x)  und  in  Süd- 
deutschland  das  Schembartlaufen  2)  oder  Butzemanngehen.3) 

In  Köln  pflegte  man  in  den  Tagen  vor  den  Fasten  und 
in  der  Fastenzeit  selbst  zu  Fuss  und  zu  Pferde,  meist  in  Ge- 
sellschaft in  irgend  einer  Vermummung  umherzuziehen,  ein- 
ander auf  der  Strasse  zu  haschen  oder  im  Hause  aufzusuchen 
und  Speise  und  Trank  oder  eine  Geldspende  (das  sog.  croyngelt) 
zu  verlangen.4)  Nebenher  wurden  auf  den  Zunft-  und  Gaffel- 
stuben Bälle  und  Tänze  abgehalten.5) 

Der  Rat  konnte  sich  für  dieses  leicht  ins  Rohe  6)  aus- 
artende Treiben  nicht  begeistern.  Er  ging  mehrmals  mit 
scharfen  Verboten  gegen  dasselbe  vor.7) 

Nach  all  dem  Ueberschwänglichen  und  Ausgelassenen, 
das  uns  in  den  Luxusordnungen  entgegentritt,  kann  auf  der 
andern  Seite  eine  tief  einschneidende  sittliche  Verkom- 
m  enheit  nicht  Wunder  nehmen.  Prunken  nach  aussen  hin, 
Vergnügungssucht  und  Sittenlosigkeit  liegen  nebeneinander, 
und  die  letztere  zeitigt  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  hin  ge- 
radezu erschreckliche  Auswüchse.8) 

Die  fast  drakonischen  Strafen,  die  die  Kodifikation  des 
Kölner  Rechtes  von  1437 9)  für  Kupplerinnen  und  Ehe- 


1)  v.  Maurer,  Städteverfassung  Bd.  III  S.  95. 

2)  Baader,  Polizeiordnungen  S.  92. 

3)  Bruck  er,  Zunft  und  Polizeiverordnungen  S.  149ff. 

4)  Stein  II  Nr.  94  S.  139  §  5  und  6 ;  Nr.  156  S.  266;  Nr.  214 
S   B55  §  30a;  Nr.  249  S.  385. 

5)  vgl.  vorige  Anra.  und  Stein  II  Nr.  125  S.  214. 

6)  Ein  Beispiel  der  ungezügelten  Verspottungslust  an  diesen 
Tagen  liefert  die  Bestrafung  des  Wirtes  Joh.  van  Ghynt  und  seiner 
Gesellen.    Stein  II  Nr.  179  S.  295. 

7)  vgl.  Anm.  4. 

«)  St  ei  n  II  Nr.  441  S.  583ff. 

•)  Stein  1  Nr.  331  S.  693  §  99,  S.  696  §  106;  S.  697  §  107 
108  und  109. 
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brecher  festsetzt,1)  scheinen  auch  das  Laster  nicht  einge- 
dämmt zu  haben;  denn  um  1452  bestimmt  der  Rat  sechs 
Herren,  die  sich  mit  den  Pfarrern  beraten  sollen,  um  eine 
exemplarische  Züchtigung  der  Ehebrecher  durchzusetzen.2) 
Kurz  darauf  befiehlt  eine  Morgensprache  vom  Jahre  1456  3; 
den  Gewaltrichtern  und  Turmmeistern  einen  Ehebrecher  so- 
fort aufzugreifen  und  in  den  Frankenturm  zu  setzen.  Am 
nächsten  Tage  soll  man  ihn  auf  den  Heumarkt  führen  und 
unter  dem  ,schupstoer  4;  in  einen  Käfig  sperren,  den  der  Rat 
eigens  zu  diesem  Zwecke  anfertigen  lässt.  Hier  soll  er  einen 
Tag  und  eine  Nacht  lang  sitzen  bleiben.  Wird  jemand  mehr- 
fach eines  solchen  Lasters  überführt,  so  geht  er  aller  bürger- 
lichen Ehren  und  Freiheiten  verlustig  und  es  soll  über  ihn 
wie  über  einen  Meineidigen  gerichtet  werden. 

(Umb  Vermeydung  willen  merers  Übels',  wie  die  Nürn- 
berger Polizeiverordnungen  sagen,5)  duldete  der  mittelalter- 
liche Magistrat  öffentliche  Dirnen,  indess  suchte  man 
sie  zur  besseren  Beaufsichtigung  auf  bestimmte  Strassen 
zu  beschränken,6)  oder  in  einem  sog.  Frauenhause  zu  ver- 
einigen.7) 

In  Köln  greift  der  Rat  anfangs  zu  dem  ersteren  Mittel, 
indem  er  um  die  Mitte  des  Jahres  1455  zwei  Ratsherren  zu- 
sammen mit  den  Gewaltmeistern  und  den  beiden  Turmmeistern 
beauftragt,  zwei  Stellen  in  der  Stadt  ausfindig  zu  machen, 
wo  man  den  bisher  in  der  Stadt  zerstreut  wohnenden  Dir- 
nen Wohnung  anweisen  will.8)  Im  Jahre  1471  April  17.  wird 
dann  noch  einmal  eine  Schickung  von  drei  Ratsherren,  den 


x)  Man  soll  sie  auf  den  Käx  setzen,  auf  die  Backen  brennen 
und  mit  Ruten  aus  der  Stadt  stäuben. 

2)  Stein  II  Nr.  221  S.  370. 

3)  Morgensprachen  15.  (und  16.  Jahrh.)  Hs.   im  Stadtarchiv 
V  125  fol.  80a. 

4)  s.  über  diesen:  Blumenschein   im   Buch  Weinsberg 
Bd.  IV  S.  284. 

6)  Baader  a.  a.  0.  S.  117. 

6)  So  in  Strassburg :  Bruck  er,  Zunft-  und  Polizeiverord- 
nungen S.  456  ff. 

7)  Das  bekannteste  Beispiel  eines  solchen  bei  Baa  der  a.  a. 
O.  S.  117ff. 

8)  Stein  II  Nr.  229  S.  374. 
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Gewaltrichtern  und  Turmmeistern  mit  tverraemonge  tgen  die 
lichte  frauwen  ind  boelerssen'  betraut,  1  j  und  zu  demselben 
Jahre  Juni  13.  meldet  die  Koelhoffsche  Chronik,2)  dass  der 
Rat  eine  Kommission  bestellt  habe,  die  die  Strassen  vom  ,vasel', 
d.  h.  den  Dirnen  (wie  der  Glossar  spez.  diese  Stelle  erklärt), 
reinigt  und  diese  zwingt,  beisammen   zu  wohnen. 

Erst  1486  März  10.  erfahren  wir,  dass  eine  der  beiden 
obigen  Stätten  der  Berlich 3)  ist.  Der  Rat  ordnet  nämlich 
auf  die  Klagen  der  Vorsteher  der  Bursen  in  der  Schmier- 
strasse, Unter  Sechzehnhäusern  und  auf  der  Marzellenstrasse 
an,  dass  die  sich  in  der  Nähe  dieser  Häuser  aufhaltenden 
Dirnen  ausgewiesen  und  im  Falle  eines  Widerstandes  durch 
die  Gewaltrichter  auf  den  Berlich  geführt  werden  sollen,  wie 
das  früher  mehrfach  geschehen  sei.4)  Ausserdem 
weisen  die  Steuerlisten  für  das  Jahr  1487  auf  dem  Berlich 
eine  Reihe  Häuser  nach,  die  eine  wöchentliche  ziemlich 
hohe  Miete  zahlen.5)  Dies  macht  sie  unbedingt  als  Wohn- 
sitze der  Dirnen  verdächtig. 

Eine  wöchentliche,  den  Umständen  gemäss  höhere  Miete 
(9 — 10  Heller)  treffen  wir  auch  in  demselben  Jahre  bei  einigen 
Häusern  in  der  Pfarre  St.  Christoph  an.  Die  Häuser  lagen 
in  dem  heutigen  ^Altengrabengässchen'.6)  Einwohner  bezw. 
Mieter  werden  nicht  genannt,  als  Eigentümer  wird  Herbert 


>)  Stein  II  S.  492  Anm.  1. 
2)  Städtechron.  Bd.  XIV  S.  911. 

8)  Genauer  die  damalige  Schotten-  und  heutige  Schwalbengasse. 
Übrigens  scheint  dort  schon  1286  ein  privilegiertes  Haus  für  Dirnen 
bestanden  zu  haben,  s.  J.  Greving,  Steuerlisten  d.  Kirchspiels 
St.  Kolumba;  in  Mitt.  aus  d.  Kölner  Stadtarchiv  Bd.  Vi  S.  102. 
Man  wird  die  dort  angeführte  Bezeichnung  für  Haus  Nr.  709 : 
tSconevrowe'  unbedenklich  mit  Greving,  a,  a.  0.  S.  159  in  die- 
sem Sinne  deuten  dürfen. 

4)  Stein  II  Nr.  456  S.  593. 

5)  Greving  a  a.  0.  S.  102  und  158  macht  darauf  aufmerk- 
sam, dass  eine  wöchentliche  Miete  nur  noch  bei  den  nicht  ganz  ein- 
wandfreien Badstuben  zu  belegen  ist. 

6)  Inventar  des  Kölner  Stadtarchivs  Nr.  98:  Häuserlisten  zum 
Jahre  1487,  Nr.  III  Pfarre  St.  Christoph.  Haus  Nr.  151—165.  Ich  wurde 
durch  gütige  Mitteilung  des  Herrn  Dr.  H.  Reusse n  in  Köln  da- 
rauf aufmerksam  gemacht. 
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Mumersloch  angeführt.1)  Als  weiteres  verdächtiges  Moment 
tritt  hinzu,  dass  diese  Häuser  im  Gegensatz  zu  allen  Nach 
barhäusern,  eigentümliche,  fast  durchweg  von  Tieren  ge- 
nommene Namen  tragen.2; 

Es  liegt  somit  nahe,  hier  die  zweite  durch  die  Kom- 
mission vom  Jahre  1455  den  Dirnen  konzessionierte  Stätte 
anzunehmen. 

Ein  eigentliches  Frauen  haus  wird  auf  dem  Berlich 
erst  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  erbaut.  Unter 
den  153  Artikeln,  die  die  Zünfte  dem  Rate  1513  zur  Abstellung 
verschiedener  Missbräuche  einreichen,  verlangt  Artikel  2  \  \ 
(Dat  eyn  huiss  für  de  gemein  personen  und  diernen  gemacht 
und  alldar  semmentlich  ingestaldt  werdenn'.3)  Aber  erst  1527 
Sept.  29.  scheint  der  Rat  der  Verwirklichung  eines  solchen 
Ansinnens  näher  getreten  zu  sein.  Es  wird  nämlich  an  diesem 
Tage  den  Rentmeistern  befohlen  ,den  Berlinck  i^Berlich)  zo 
laissen  bauwen,  umb  die  gemeine  diernen  so  vort  und  widder 
in  der  stat  sitzen,  daehyn  zostellen'.4)  Im  Jahre  1530  Aug.  3. 
erhalten  dann  die  Turmmeister  und  Gewaltrichter  auf  An- 
suchen des  Wirts  tupme  Berlich'  gemessenen  Befehl,  (wae  sie 
einiche  personen  oberkomen,  dieselvigen  up  den  Berlich 
zostellen'.5) 

Das  Haus  hielt  sich  nicht  zu  lange.  Die  Konkurrenz 
der  Dirnen,  die  trotz  häufigen  Einschreitens  des  Rates  in  der 

1)  Derselbe  befindet  sich  1477  unter  den  beiden  Pferderichtern: 
s.  Listen  der  Ratsämter  im  Stadtarchiv. 

2)  Nr  151  Zorn  Engel,  152  Der  Buck,  153  Zorn  Einhorn.  154 
Zorn  Hasen,  155  Der  Fuchs,  156  Zorn  Hirtz,  157  Der  Hahn,  Zor 
Burg,  159  Zorn  Haller,  160  Zorn  Schwanen,  161  Zorn  Esel.  162  Zorn 
Aren,  163  Zorn  Löwen,  164  Zorn  Bären,  165  Zorn  Ross.  Wie  bereits 
oben  bemerkt  fällt  es  auf,  dass  gerade  diese  15  Häuser  gegenüber 
allen  anliegenden  Behausungen  durch  vorstehende  Namen  charak- 
terisiert sind.  Sie  heben  sich  plötzlich  in  der  Liste  ab.  Man  wird 
sie  sich  als  ziemlich  elende  Baracken  vorstellen  müssen ;  insofern 
wäre  in  Hinsicht  auf  den  Berlich  auch  die  niedriger  bemessene 
Miete  zu  erklären.    Ganz  in  der  Nähe  liegt  das  Findlingshaus. 

3)  G.  Eckertz,  Tagebuch  des  Kölnischen  Ratsherrn  und  Ge- 
waltrichters Jan  van  Brackertelder,  in  Annalen  des  historischen 
Vereins  für  den  Niederrhein.  Bd.  VIT.  S.  180. 

4)  Ratsprotokolle  Bd.  VII.  S.  28b. 

5)  ibid.  Bd.  VIII.  S.  32a. 
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Stadt  ihr  unsauberes  Gewerbe  weitertrieben,1)  war  zu  gross. 
Dazu  kamen  die  vielfachen  Klagen  der  Geistlichkeit,  auf  die 
hm  der  Rat  nach  Prüfung  derselben  durch  eine  eigens  er- 
nannte Kommission  1591  Dez.  21.  die  Abschaffung  des  Hauses 
anordnete.  Dasselbe  wurde  gemäss  eines  Beschlusses  vom 
Jahre  1594  Jan.  5.  zu  einem  Wagen-  und  Karrenhaus  und 
zu  einer  ^Kornschüdding'  umgebaut.2) 

Schon  im  14.  Jahrhundert  mussten  die  Dirnen  nachweis- 
bar ein  bestimmtes  Abzeichen  tragen.3)  Dieser  Brauch  wird 
beibehalten  worden  sein.4) 

Die  Häuser  der  Dirnen  unterlagen  einer  strengen  Aufsicht ; 
der  Aufenthalt  in  denselben  war  Nachts  nur  bis  zu  einer  fest- 
gesetzten Stunde  erlaubt.5) 

Wie  in  Strassburg  6)  und  Frankfurt 7)  sind  die  Dirnen 
auch  in  Köln  dem  Scharfrichter  zu  einer  Abgabe  verpflichtet.8) 
Beim  Eintritt  in  die  Stadt  müssen  sie  ihm  4  sch.  und  dann 
ferner  wöchentlich  6  d.  entrichten.  Wenn  sie  nach  Roden- 
kirchen gehen  9),  erhält  er  von  jeder  eine  Flasche  Wein  im 


!)  S.  abermalige  Klage  des  Wirtes  1565  Mai  14.  und  Befehl 
an  Turmherren  und  Gewaltrichter  in  „Akten  über  die  Abschaffung- 
des  Frauenhauses  auf  dem  Berlich".  Pap.  toi.  im  Kölner  Stadt- 
archiv G.  181  a. 

2j  vgl.  die  Akten  und  Lau,  Das  Buch  Weinsberg  Bd.  IV. 
S.  193f.  Nach  Obigem  wären  die  Angaben  bei  Ennen,  Geschichte 
Bd.  III.  S.  918  und  bei  K.  Lamprecht,  Skizzen  zur  rheinischen 
Geschichte.  1887.  S.  162  richtig  zu  stellen. 

3)  Lau,  Verfassung  S.  281. 

*)  Kölhoff'sche  Chronik  in  Städtechroniken  Bd.  XIV. 
S.  911;  zu  1471  Juni  13.:  Ouch  wart  den  selven  werltlichen  diernen 
verboden  ein  deil  zierlicher  ind  eirlicher  cleidungen  umb  zo  haven, 
ein  underscheit  der  rudiger  schaif  van  den  reinen. 

5)  Urk.  Nr.?:  1491  April  20.  Einige  Kommilitonen  haben  einen 
Kleriker  und  Studenten  der  Kölner  Hochschule  trunken  gemacht 
und  auf  den  Berlich  udie  uneirliche  stat  zo  frauwen  bracht".  Hier 
haben  ihn  die  Diener  des  Rates  ubynnen  nachtz  buyssen  zytzt" 
gefunden  und  zu  Turm  gebracht. 

6)  Bruck  er,  Zunft-  und  Polizeiverordnungen  S.  397. 

7)  Kriegk,  Bürgertum  N.  F.  S.  300. 

8)  Stein  I  Nr.  346  S.  767  Art  VIII 

9)  Rodenkirchen  ist  ein  Dorf  südlich  von  Köln.  Es  war  im 
Mittelalter  wie  auch  heute  noch  durch  seine  Kirmes,  die  von  dem 
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Worte  von  4  seh.  oder  den  dritten  Pfennig  ihres  Gewinns. 
Ob  der  Scharfrichter  damit  zugleich  auch  das  Auf.sirlit*reelit 
über  die  Dirnen  hatte,1)  ist  zweifelhaft.2) 

Zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  des  Jahrhunderts  schritt 
man  dazu,  eine  Anstalt  zur  Rettung  gefallener 
Frauen  einzurichten.  Man  wandelte  zu  diesem  Zwecke  den 
Beghinenkonvent  uzor  Buyssen"  auf  dem  Eigelsteine  um  und 
nannte  das  Werk  fortan  Bethlehem.3)  Dasselbe  hatte  sich 
der  besondern  Fürsorge  des  Rates  zu  erfreuen,  dem  es  auch 
unterstellt  war4)  und  der  gleich  im  Jahre  1472  April  5.  sich 
genötigt  sah,  einen  Aufruhr  der  ^bekehrten  Sünderinnen1'  gegen 
die  Oberin  (matersse)  niederzuschlagen.5;  Eine  Bulle  des 
Papstes  Sixtus  IV.  beauftragte  im  Jahre  1475  Juni  17.6)  den 
Abt  von  St.  Martin  mit  der  Prüfung  der  Wünsche  der  Missen 
den  Schwestern  des  früher  uad  pixidem"  jetzt  Bethlehem  ge- 
nannten Hauses,  a<jue  olim  peccatrices  existentes  ex  turpi 
corporis  questu  vivebant,"   die  dahin  zielten,  unter  die  Au- 


Maternusleste  im  Sept.  bedingt  wird,  berühmt  und  berüchtigt.  Vgl. 
Urk.  Nr,  10962  (1433  Okt.  10.)  Man  darf  wohl  annehmen,  dass  der 
oben  berührte  Brauch  mit  der  Kirmes  im  Zusammenhang  steht. 

J)  Wie  beispielsweise  in  Braunschweig  s.  Varges,  Polizei- 
gesetzgebung a.  a.  0.  S.  225  und  in  Leipzig  s.  W.  Rachel,  Ver- 
waltungsorganisation und  Aemterwesen  der  Stadl  Leipzig  bis  L627. 
1902  S.  144. 

2)  Es  scheint  dies  aber  nach  obigem  Aktenstücke  der  Fall 
gewesen  zu  sein  in  Bezug  auf  die  Dirnen,  die  auf  dem  Domhofe, 
dem  Heumarkte  und  auf  dem  Felde  gehen,  de  ander  im  synt". 
Von  ihnen  erhält  er  den  dritten  Pfennig. 

3)  Koelhoifsche  Chronik  in  Städtechroniken  Bd.  XIV  S.  911. 
Einige  von  Herrn  Dr.  H.  Keussen  mir  gütigst  zur  Verfügung 
gestellte  Notizen  geben  folgenden  interessanten  Aufschluss  über 
die  Geschichte  des  Hauses  zor  Buyssen:  Dasselbe  wird  1259  durch 
Reyner  Busse  an  Richmud,  Witwe  Godescalcs  von  Wippervurde, 
verkauft,  die  es  1267  zu  einem  Beghinenkonvent  für  50  Frauen  be- 
stimmt. Doch  scheint  die  Stiftung  in  späterer  Zeit  arg  herunter 
gekommen  zu  sein;  denn  die  Konventliste  von  1452  fol.  Tb  zählt 
nur  noch  8  statt  12  Personen  auf. 

4)  1472  ernennt  der  Rat  für  dasselbe  vier  Provisoren  vgl. 
Schickungsprotokolle  Hs.  C.  17  fol.  53a. 

5)  Lib.  reg.  sen  II.  Hs.  C.  28  fol.  185a. 
*)  Urk.  Nr.  13267. 
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gustiner-Eremiten  gestellt  zu  werden  und  eine  Kirche  nebst 
einem  Kloster  mit  gottesdienstlicher  Berechtigung  errichten 
zu  dürfen. 

Dieser  Wunsch  ist  ihnen  gewährt  worden.  Im  Jahre 
1476  Januar  l.1)  wird  ihr  Konvent  dem  General vikar  der  re- 
formierten Konvente  von  der  Observanz  und  dem  regulären 
Leben  der  Provinz  Sachsen  und  dem  Kölner  Prior  der  Au- 
gustiner-Eremiten unterstellt.  Das  Haus  scheint  viel  Zuspruch 
gehabt  zu  haben ;  denn  1486  Jan.  23.  verfügte  der  Rat,  dass 
man  die  Zahl  der  Schwestern,  deren  damals  über  63  waren,  auf 
50  solle  absterben  lassen.  Auch  verbot  er  den  Insassen,  Kindern 
Unterricht  zu  erteilen,  wie  das  in  andern  Klöstern  geschah.2) 


*)  Urk.  Nr.  13336a. 

2i  Stein  II  Nr.  452  S.  590. 


Lebenslauf. 


Geboren  wurde  ich,  Jacob  Kemp,  katholischer  Kon- 
fession, am  13.  Okt.  1877  zu  Köln.  Nach  dem  frühen  Tode  meines 
Vaters  Joseph  Kemp  leitete  meine  Erziehung  meine  vor  einem 
Jahre  heimgegangene  Mutter  Anna  Maria  Kemp,  geb.  Müller. 
Ich  werde  ihr  für  ihre  liebevolle  Aufopferung  ewig  zu  Dank 
verpflichtet  sein!  Meine  Gymnasialstudien,  die  ich  wegen  eines 
Nervenleidens  ein  Jahr  lang  zu  unterbrechen  gezwungen  war, 
vollendete  ich  Ostern  1899  am  Friedrich-Wilhelms-Gymnasium 
zu  Köln.  Darauf  studierte  ich  an  den  Universitäten  Münster 
und  Bonn  Philologie,  hauptsächlich  Geschichte,  Deutsch  und 
Philosophie.  Das  Rigorosum  bestand  ich  am  5.  Februar  und 
am  30.  Juli  d.  J.  das  philologische  Staatsexamen. 

Allen  meinen  hochverehrten  Lehrern,  besonders  meinen 
akademischen  Lehrern,  spreche  ich  meinen  tiefgefühlten  Dank 
aus  für  die  reichen  Anregungen,  die  mir  ihr  belehrendes  Wort 
während  meines  Studiums  gewährte ! 


Thesen» 


1.  Es  ist  nicht  nachzuweisen,  dass  der  Kölner  Rat  vor  dem  16.  Jahr- 
''  hundert  irgendwelche  baupolizeiliche  Gewalt  besass. 

2.  Die  meist  vertretene  Ansicht  über  die  in  den  mittelalterlichen 
Städten  herrschende  Unsauberkeit  ist  übertrieben. 

3.  Friedrich  Reiser  ist  nicht  als  Verfasser  der  Reformation  des 
Kaiser  Sigismund  anzusehen. 

4.  Der  romantischen  Schule  und  ihrem  Athenäum  ist  nicht  die 
wesentliche  Schuld  an  dem  Misserfolge  der  Goethe'schen  Pro- 
pyläen zuzuschreiben. 

5.  Ein  Einfluss  der  Tieck'schen  tGenovefa'  auf  Schiller's  cMaria 
Stuart'  ist  nicht  anzunehmen,  unverkennbar  aber  ist  dies  bei 
Schiller's  t Jungfrau  von  Orleans'  der  Fall. 


